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1. Kurswechsel in 
Hessen 
Hessen muß seine Chancen wie­
der nutzen können. Hessen 
braucht wieder eine Politik die 
,den Bürgetinnen und Bürgerh Be­
wegungs- und Entfaltungsräume 
schafil, die staatliche Einflußnah­
me zurücknimmt, positive Ent­
wicklungen fürder! und so die 
Rahmenbedingungen für einen 

· neuen AufSchWüng schafft. Hes­
sen braucht wieder Zuversicht und 
Optimismus. . ·. 
Vier Jahre Rot-Grün in Hessen 
waren vier verlorene Jahre für un­
ser Land. Hessen hat dennoch im­
mer hoch ausgezeichnete Voraus­
setzungen: seine attraktive geo­
graphische Lage im Herzen Euro-· 
pas, das im internationalen Ver­
gleich gute Ausbildungsniveau, 
sozialer Fneden durch hohe sozia­
le. Standards, kreative Köpfe und 
leistungsstatke Unternehmen. Die 
rot-grüne Politik der Zukunfts­
angst und der Technikfeindlich­
keit hat abgewirtschaftet. Vielen 
Bürgerinnen und Bürgern wird die 
Amtszeit der Regierung Eichel 
nur als Zeit der Skandale und Af­
faren in Erinnerung bleiben. Ideo­
logie statt Realitätssinn, Skandale 
statt Solidität und Sprunghaftig­
keit statt Berechenbarkeit waren 
die Kennzeichen der Regierungs­
zeit Eichel. Noch nie zuvor waren 
in unserem Bundesland so viele 
Menschen ohne Arbeit die Krirni­
.nalitätsziffern in . solchen Höhen 
oder das Gewalt- und Drogenpro­
blem so massiv an·den hessischen 
Schulen wie in den letzten Jahren 
Mit einer Politik des Abbaus de; 
Industriegesellschaft; des · Aus­
snegs aus der Kernenergie, der 
Blockade der Biotechnologie und 
der ,,Verweigerung des dringend 
benot1gten Straßenbaus ist die Zu­
~ft . nicht zu gewinnen'.. Rot­
Grun m Hessen hat bis heute den 
Asylkompromiß nicht akzeptiert 
und ebenso gegenüber dem drän­
genden Problem des Extremismus 
wie gegenüber den Problemen der 
Inneren. Sicherheit kraß versagt. 
Rot-Grün m Hessen: Das ist das 
Abspulen eines alten Progtamms 
aus den achtziger Jahren, das 
schon damals nicht erfolgreich 
war und heute an den Herausfor-

· deningen unserer Zeit vorbeigeht~ 
Als logische Folge rot-grüner Pro­
grammatik steht die Zukunftsfä­
higkeit Hessens auf dem Spiel. 
Hessen braucht einen Kurswech­
sel, um auf einen guten Weg zu­
rückzukommen und um die Chan­
cen, die unser Land hat, auch wie, 
der nutzen zu können. 
Der Kurswechsel beginnt mit der 
Art und Weise, wie politische Ar­
beit geleistet wird: Der Minister­
präsident muß führen wollen und 
führen können. Die Regierungs­
parteien müssen geschlossen und 
ohne innere Vorbehalte bereit sein, 
gemeinsame · Ziele entschlossen 
zu verfolgen. Persönliche Integri­
tät und Achtung der P:;rrteibuch­
wirtschaft müssen Maßstab perso­
neller Entscheidungen sein. 
Nur so wird unser Land wieder 
Kurs auf die Spitzenposition unter 
den Bundesländern nehmen. Seit 
Jahrzehnten genießt die CDU in 
Hessen das Vertrauen der über­
wältigenden Mehrheit der Bürger, 
wenn es um die Fragen des wirt­
schaftlichen Wachstums, der inne­
ren Sicherheit und der Schulaus' 
bildung geht. Genau diese Fragen 
werden im Mittelpunkt des Kurs­
wechsels in Hessen stehen. 
Hessen ist keine einsame Insel 
und eine Landesregierung nicht 
alhnächtig. Aber wir versprechen 
kraftvolle Sehtitte, die den Kurs­
wechsel bewirken werden. Diese 
Versprechen köunen und wollen 
wir einhalten. Darüber hinaus will 
die hessische CDU alle ihre Kräfte 
nuken, um notwendige bundes­
und europapolitische Rahmenbe­
dingungen zur, Verbesserung der 
Chancen Hessens herbeizuführen. 
Das vorliegende Programm be­
schränkt .sich ganz bewußt auf sol­
che . Purikte, die . im Zuständig­
keitsbereich der hessischen Lan­
desregierung abzuarbeiten sind 
und deren Finanzierung gewiibr­
leistet ist. Damit bieten wir den 

- - -- -

Bürgern einen verläßlichen Kom­
paß für den schwierigen, aber er­
folgversprechenden Weg Hessens 
an. . 

2. Vorrang für 
.Arbeitsplätze und 
Wachstum. 
Neue, moderne und dauerhafte 
Arbeitsplätze entstehen nur in 
einer florierenden Wirtschaft. Wir . 
werden konsequent Henimnisse 
aus dem Weg räumen und die · 
Wirtschaftlichen Rahmenbedin­
gtm~en schaffen, damii in Hessen 
endlich wieder die benötigten Ai'­
beitsplätze entstehen können. 
Zu Zeiten der CDU-geführten 
Landesregienmg stand Hessen 
wirtschaftlich an der Spitze der 
Bundesländer. Das, was Hessen . 
damals statk gemacht hatte, ist 
zwar nicht über Nacht verschwun­
den, aber massiv gefährdet. Mit 
der günstigen . Lage innerhalb 
Deutschlands und Europas verfügt 
Hessen über einen natürlichen 
Standortvorteil. Mit dem Rhein­
Main-Gebiet als Standort für mo­
dernste inteniationale Dienstlei­
stungen, einer großen Zahl von 
Banken, dem Rhein-Main-Flug­
hafen,. der Börse, modernen Indu­
striebetrieben nnd der Messe hat 
Hessen einen statken Wirtscliafts­
motor und das in einer Region mit 
mehreren Zentren, die offensicht­
lich 'den heutigen Bedürfuissen 

. der Unternehmen und der Arbeit­
nehmer mehr entgegenkommt als 
andere Räume in Europa. In einer 
Region, die besser als andere gute 
Verdienstchancen mit hoher Le­
bensqnalität verbinden kann. Mit 
dem Standort der Europäis(;hen 
Zentralbank in Frankfurt am 
Main, den Bundeskanzler Helmut 
Kohl in der EU durchsetzen konn­
te, ist ein weiterer bedeutender­
Standortvorteil hinzugekommen. 
Hmzu kommt, daß seit.der Wie­
dervereini!lllllg Hessen nicht mehr 
nur em wrrtschaftliches Zentrum 
hat. Zerschnittene Bande wurden 
im Norden und Osten Hessens 
wieder zusammengeknüpft: Kas­
sei FUida, Nord- und Osthessen 
stehen wieder im Mittelpunkt 
Deutschlands. und können erneut 
Knotenpunkte nationaler und in­
ternationaler Wirtschaftsverbin­
dungen werden. 
Hessen hat ein hohes Zukunfts­
potential. Schulen, Universitäten, 
qnalifizierte ~beitnehmer, lei­
stungsfähiger Mittelstand und Un­
te~ehmen.. deren Forschungsakti­
vitäten schnell auszudehnen sind, 
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denen die meisten Arbeitsplatz­
--und eme.rasch zu modernisieren- reserven stecken, n~ue Chancen 
de Infrastruktur- noch kann vieles · geben:-~. 
gerettet werden, wenn die rot-grü- die Blockadepolitik im Straßen­
ne Wirtschaftsblockade in Hessen bau sofort beenden. Das bedeu­
schnell beendet wird. Gravierende tel den schnellen Lückenschluß 
Veränderungen sind allerdings der Autobahnen um Frankfurt, 
notwendig: Hochtechnologien vor allem aber schnellstmögli­
und Innovationen müssen rasch ehe PlanWlg Wld Bau wichtiger 
umgesetzt, die Infrastruktur Femstraßenveroindungen wie 
schnell modernisiert und die Ko- derA49vonBischbausenzurA 
stenbelastung für Unternehmen in 5 und der A 44 zwischen Kassel 
Hessen reduziert werden. Nicht und Eisenach als eine wichtige 
größere Belastungen und neue Strukturmaßnahme, damit die 
Vorschriften, sondern neue Entful- durch die_ Wiedervereinigung 
tungsriiume und mehr Freiheit für entstandenen historischen 
Arbeitnehmer und Unternehmen Chancen für den nord-, mittel­
sind gefordert, denn dauerhafte und osthessischen Wirtschafts­
; Arbeitsplätze entstehen in -der raum genutzt werden können. 
Wirtschaft und nicht durch das Ar' den ,,aUBStiegsorientierten Ge­
l beitsamt setzesvollzug" bei den kern­
Umwelipolitik und Wirtschafts.. technischen Anlagen, mit .dem 
politik smd keine Gegensätze. Im 
Gegenteil. Umweltvertriigliches 
Wirtschaften sichert auf Dauer 
wesentliche Standortvorausset­
zungen. Wirtschaftliches Wachs­

, turn sichert gleichzeitig, daß ·mo­
, dernste und umweltfreundliche 
Technologien schneller eingesetzt 
werden. 
Unmittelbar nach dem Regie- · 
rungsweehsel werden wir in wich· 
tigen Feldern der Landespolitik 
einen radikalen Kurswechsel 
durchführen, um auch in schwieri­
ger Zeit· die _Chance zu nutzen, 
moderne und sichere Arbeitsplät­
ze in Industrie, Handwerk und im 
Dienstleistungsbereich zu schaf­
fen und Hessen damit wieder an 
die Spitze der Standorte in 
Deutschland zu führen. 

Hessen wieder zum 
bevorzugten Standort für 
Investitionen machen 

Wir werden wieder Sicherheit und 
Berechenbarkeit herstellen. Wir 
werden deutliche Zeichen setzen. 
Dazu wird die .Landesverwaltung 
angwiesen, _zusammen. mit den 
anderen Bundesländern die Pla­
nungsvorgaben für nationale ln­
frastrukturmaßnalnnen koopera­
tiv und schnellstmöglich auszu­
führen. ·Wir werden vom ersten -
Tag der Regierungsübernahme an 
dafür arbeiten, den Ruf Hessens 
als einem bevorzugten Platz für 
Investoren und einer Region mo­
derner illld sicherer Arbeitsplätze 
wiederherzustellen. · 
Wir werden 
- die rot-grünen „Hessen-Steu­

. ern".• Sonderabfull- und Grund­
wasserabgabe - abschaffen. 

- Mit einer ,;Mittelstaqdsoffensi­
ve" kleineren und mittleren Un­
ternehmen der Industrie, des 
Handwerks und des Handels, in 

die rot-grüne Landesregierung 
.durch Verzögerungen,Behinde­
rungerrund Schikanen den Aus­
stieg aus der .Kernenergie 
-„durch die Hintertür" bewerk­
stelligen will, genauso beenden 
wie die Behinderungen beim 
Vollzug des Gentechnikgeset­
zes. 

- Hessen wieder Zl1 einem Zen.:. 
trum moderner Techuologie 
machen. Die Verhinderung der 
Hochtechuologie in Hessen 
wird beendet. Wir bekennen uns 
zum · Trausrapid-Projekt, das 
nicht nur ein Symbol für den 
Willen zum Einsatz moderner 
Technik in unserem_ Land ist, 
sondern auch modernste Ar­
'beitsplätze in Hessen schafft.· 

- dafür sorgen, daß Verfahrensbe­
schleunigung auf allen Ebenen 
stattfmdet. Heute dauern in kei­
nem Bundesland Genehmi­
gungsverfahren länger' als in 
Hessen. Die Bearbeitungszeit 
betriigt heute im Durchschnitt 
20 Monate. Wir werden dies än­
dern. 

Wir wollen 
- das Bundesland mit den schnell­

sten Genehmigungsverfahren 
werden. Wir streben eine Hal­
bierung der durchschuittlichen 
Genehmigungsdauer au. Dazu 
gehört die Einsetzung von Pro­
jektmanagern, die für die zügige 
Durchführung der Verfahren 
verantwortlich sind und auf die 
hin zeitsparend alle notwendi­
gen Verfahren und Stellungnah- · 
men aller beteiligten Behörden 
in einem zeitsparenden ,,Stern-

. verfahren" ausgerichtet werden 
genauso wie die Abschaffimg 
überflüssiger Verordnungen. 
Wir werden gemeinsam mit 
Wirtschaft und Wissenschaft 
eine Kommission einrichten, 
die sich ausgehend von konkre­
ten Fällen mit den jeweiligen 
Ursachen überlanger Genehmi­
gungsverfahren beschäftigt und 
kurzfüstig Lösungsvorschläge 
erarbeitet. Durch Bundesratsin­
itiativen werden wir die Be­
schleunigungsvorhaben des 
Bundes unterstützen. 

· .die Ausweitung der Verbands­
klage, mit der nicht nur Betrof­
rene, sondern verstärkt auch po, 
litiscb motivierte .Umweltver­
bände Blbckademög]ichkeiten · 
in die Hand bekommen, rück­
gängig machen. 

· das PVC-Verbot der rot,grünert 
Landesregierung sofort authe' 

ben, das tiicht nur unmittelbar 
Arbeitsplätze gefährdet, son­
dern zu _ einem nachhaltigen 
Imageschaden des Standorts 
Hessen geführt hat. 

- den von der CDU-Landtags­
fraktion bereits vorgelegten 
Entwurf für ein „Hessisches 
Verkehrswegebdchleuni­
gungsgesetz" umsetzen, um den 
Bau von dringend benötigten 
Landes- und Kreisstraßen sowie 
von regionalen Bahnstrecken zu 
beschleunigen. 

- die Mittel für den Landesstra­
ßenbau wieder am Bedarf und 
nicht an ideologischen Vorga­
ben ausrichten. Bau hat eindeu­
tige Priorität vor Rückbau. Der 
Umfang der Planungen wird 
auch durch die stärkere Einbe­
ziehung Privater ausgeweitet. 

Neue Grundlagen füt 
·mehr Arbeitsplätze in 
Hessen schaffen · 

Kleine und mittlere Unternehmen 
reagieren schueller und flexibler 
auf neue Rahmenbedingungen. 
Dort entstehen die meisten neuen 
Arbeitsplätze. Dies gilt insbeson­

, dere für das Handwerk: Eine gute 
Ausbildung mit dem Gütesiegel 
des ;,dualen Ausbildungssystems" 
gewährleistet außerdem durch ho­
he Standards die notwendige Mo­
bilität der Arbeitskriifte. 
Der Mittelstand in Hessen muß 
seine Chancen wieder nutzen kön­
nen. Hessen braucht eine neue 
Mittelstandspolitik. Die Politik 
der rot-grünen ·Landesregierung 
hat sich durch die Ausweitung des 
staatlichen Einflusses ausgezeich­
net und dem Mittelstand ein Mau­
erblümchendasein zugewiesen .. 
Ein Kurswechsel ist nötig. . 
Wir wollen mit _einer ,;Mittel­
standso:ffensive" 
- · Existenzgründer durch e_in bes­

ser ausgestattetes Existenzgrün­
dungsprogramm, das besonders 
auf technologieorientierte Un­
ternehmensgründungen abge­
stellt ist, und durch eine verbes, 
serte Beratung und Zusammen­
arbeit mit den Institutionen der 
Wirtschaft besonders fördern, 

- mehr Wagniskapital für junge 
Unternehmen,_ die erfahrungs­
gemäß besonders innovativ 
sind, zur Verfügung stellen und 
eine schnelle Umsetzung- von 
Forschungsergebnissen in neu­
artige Produkte leisten. 

- die · Ausbildungsleistung des 



Mittelstandes versfukt io;.dem,­
mdem u.a. zusätzliche Mittel für 
die überbetriebliche Ausbil­
dlillg zur Verfüglillg gestellt 
wenlen. fuvestitionen in die 
j\usbildlillg sind Zukunftsinve-
stitionen. · 

Ziehen: wo Private oe]gleichem - - -- - - -- - - - -
Standard genauso günstig oder - ·in Zukunftsbereichen, in denen 
besser anbieten .. Dabei müssen lll1Ser Land seine VoraussetzUn-
die Rechte der bel1offenen Ar-· gen einbringen kann lilld mit de-
beitnehmer öerücksichtigt blei' neu. Hessen schnell wieder zur 
ben. Privatisieflillg ist Politik für · Weltspi1ze aufschließen wird. Im 

die Bedeutung der Betriebe, 
Kammern lilld Verbände bei der 
Aus- lilld Weiterbildlillg erhö-
hen .. -. . . 
das beispielhafte Engagement 
des Handwerks bei der Werk­
akademie für Gestaltung in 
Kassel lilld dem Deutschen 
Zentrum für Handwerk lilld : 
Denkmalpflege in Fulda bei der 
Weiterbildlillg fördern. . Die 
Hessische CDU lillterstützt die­
se Projekte lilld wird die Förde­
flillg auf eine sichere Basis stel­
len, 

den Mittelstand lilld eröffuet die futeresse der Arbei\nehmer und 
Möglichkeit, einen hohen Stand der Sicherheit am Arbeitsplatz ist · 
öffentlicher Leistungen kosten- der betriebliche Arbeits- lilld Ge-
günstig anbietenzu können. Ge- slilldheitsschutz auf hohem Ni-
nauso wie auf der Landesebene veau fortzuführen. 
müssen auch die VoraussetzUn- Wrr wollen mit einer konsequen' 
gen dafür geschaffen wenlen, ten Innovationspolitik Hemmnis-
daß auf der kommlll1alen Ebene se beseitigen lilld neue Freiräume 
Private zum Zuge kommen. Da- schaffen: 
zu gehört die Schaffi.mg der ge- - Die Wissenschafts- und For-
.setzlichen VoraussetzUngen lilld schlillgspolitik des Landes wird 
die Beratung der Kommlillen konsequent auf die Beschleuni-
über . Privatisierlillgsmöglich- glillg von funovatipnen ausge-
keiten lilld -wege. richtet. Der Dialog zwischen 
das Bildlillgsurlaubsgesetz in Wissenschaft, Unternehmen 
seinen wesentlichen Grundsät- lilld Behörden wird verbessert. 
zen erhalten, die berufliche und Die Arbeit der Technologie-
politische Fortbildlillg stärken . transferstellen wird ausgeweitet, 
lilld den Mißbrauch bekämpfen. damit insbesondere kleine lilld 
Es dürfen .keine neuen lll1ZU- mittlere Unternehmen bessere 
mutbaren Sonderbelastungen Startbedingungen vorfinden. 
für hessische Unternehmen ent- - Die CDU wird dafür sorgen, 

1 stehen. daß die Forschlillgsleistungen 
' die modernen Kornmunika- der hessischen Universitäten, 

tionsmöglichkeiten lilld . Tech- der hessischen Unternehmen 
nologien nutzen, um Beschäfti- lilld anderer Institutionen 
glillgsmöglichkeiten zu er- schnell in die Praxis - und damit 
schließen, die zu„,Arbeitsplät- zur Schaffi.mg von neuen zu-
zen zu Hause" fübren. klillftsorientierten Arbeitsplät-

Den Freien Berufen lilld ihrer Ent- Zen - umgesetzt werden kann. 

· endlich die Gleichstellung von 
berufücherlilldallgemeiner Bil­
dlillg schaffen. Durch Anstren' 
glillgen zur schrittweisen Über­
nalirne der Förderung zur Vor­
bereitung der Meisteiprüfung 
durch das Land wird die hessi' 
sehe CDU ein. Zeichen für deu 
Willen zur AulWertung der be­
ruflichen Bildung setzen. Die 
Fön!eflillgsoll in Form von Dar­
lehen erfolgen, die in Teilzu­
.schüsse wngewandelt werden, 
wenn zwei Jahre nach abgeleg­
ter Meister-Prüfung ein Unter­
nehmen gegründet wird. Je 
mehr Arbeitsp. lä1ze dort ge­
schaffen werden, desto höher 
wird der Zuschußanteil. Auch 
für die gewerbliche Wrrtschaft 
müssen die Formen der Förde­
flillg übeiprüft werden. 

· wick!lillg kommt bei der Umse- Eine besondere Bedeutung 
klillgunseres Programms eine be- kommt dabei der Ausweitung 

· Raum für mittelständische tJn­
. teruehmen schaffen. Mittel­
stand braucht nicht nur finan­
zielle Hilfe, sondern auch Platz. 
Wrr werden die Einrichtung.von 
„Gewerbehöfen" fördern. Da­
mit bleibt das Leistungsangebot 
des Mittelstandes näher beim 
Bürger lilld erzeugt außerdem 
durch kurze Wege weniger Um­
weltbelastungen lilld geringere 
Ko.sten. Die langsame lilld teil­
weise bewußt zögerliche Aus­
we1slll1g neuer Gewerbegebiete 
muß ein Ende haben. · 

· alle vom Land lilld den Kom­
mlillen walugenommenel1 Auf-

• gaben lillter dem Kriterium der 
Subsidiarität prüfen. Der Staat 
muß sich überall dort ;rurück-

sondere Bedeutung zu. der Drittmittelforschlillg an den 
Hohe Sicherheitsstandards, ein Universitäten zu. 
hohes Niveau an sozialen Leistun- - Wir werden die-VoralissetzUn-
gen lilld hohe Löhne machen gen für neue ,,Hessen-Techno-
Wirtschaften in Deutschland - lilld logieparks" (HTP) schaffen, in 
dainit auch den Standort Hessen - denen schnelles lilld vereinfach-
relativ teuer. Deswegen liegen die tes Genehmiglll1gsmanage-
Zukunftschancen vor allem in der ment. konzentrierte staatliche 
Verbesseflillg der Rahmenbedin- Fördeflillg, Beratung lilld die 
glillgen für die gewerbliche Pro- Nähe von Forschuhgsinstitutio-
dl1ktion in neuen Produkten lilld neu lilld Unternehmen zusam-
neuen Technologien. Wii brau- menkommen. Eine CDU-ge-
chen Avantgarde-Prod11kte von fübrte Landesregierung' wird in 
Avantgarde-Unternehmen. Die einem dieser hessischen Tech-
Löslillgswege liel!en auf der nologieparks zusammen mit 
Hand: Die CDU wird die Voraus- mittelständischen lilld großen 
setzUngen für Arbeitsplätze in der Unternehmen der Chemie ein 
Gen- lilld Biotechnologie, Um- biotechnologisches For- . 
welttechnik, Entsorgung, Jnfor- . schlll1gslll1d .Produktionszen-
mations- lilld KomI111ll1ikation- trum errichten. Dort kannjedes 
stechnik, High-Chem-Systeme, · ' Unternehmen, ·ohne ·die hohen 
Optik, Mikroelek1ronik, Dienstlei- Risiken der Genehmißlillg lilld 
sllll1gen, Umwelttechnik, Entsor- Errichtung einer eigenen Anla-
glillg oder Mikrotechnik schaffen geeingehenzumi\ssen,Kapazi-

täten als Forschungslabor lilld 
als Technikum bis zur Pilot-Pro­
dl1ktion eines' serienreifen Pro-



dtlktes-mieten. Damit werden 
für die anschließende Produk­
tion vor allem für neue Unter­
nehmen - auch die Vorausset­
zungen für die Finanzierung 
entscheidend verbessert. Die 
CDU Will Hessen zu einem 
Zentnnn für kreative und inno­
vative Unternehmen der Bio,. 
technologie machen. Wir unter­
streichen damit, daß Hessen 
wieder zu einem bevorzugten 
Ziel für Investitionen in Hoch­
technologie werden soll. 

- Wrr werden ein Zeichen für die 
wirkliche Beschleunigung von 
Genehmigungsverfahren set­
zen. Durch eine Ergänzuog der 
Hessischen Bauordnung wer­
den in reinen Industriegebieten, 
für die ein Bebauungsplan vor­
liegt, Detailgenehmigungen 
von einzelnen baulichen Um­
hauten oder Erweiterungen, ent­
fallen. Hessen wird das erste 
Bundesland sein, in.dem Unter-· 
nehmen danach.ein eigenständi­
ges. Recht z1:t baulichen Verän­
derungen in ihrem Industriege­
lände haben werden. Wenn die 
betriebliche Notwendigkeit be­
steht, werden hessische Unter­
nehmen ohne jede bürokrati­
sche VeIZögerung bauen kön­
nen. 

Eine moderne Infrastruktur ist ein 
entscheidender Wachstumsfaktor. 
Wir werden auch hier die Blok­
kadepolitik der bisherigen Lan­
desregierung· beenden und ent­
schlossen.die Voraussetzungen für 
neue Arbeitsplätze und mehr Le­
bensqualität schaffen. Wir werden 
- dafür sorgen, daß die Wasser-

versorgung, insbesondere in 
Südhessen, langfristig gesichert 

· wird. Durch die Verbesserung 
derWassergeWinnung (schnelle 
Inbetriebnahme der Versicke' 
rungsanlagen und -wenn nötig -
den Bau einer Talsperre) wird 
die Wasservei;;orgung nicht län­
ger ein Engpaß sein„ den Rot­
Grün als Hebel zur Verhinde­
rung der ·Ausweisung von 
Wohn' und Gewerbegebieten 
eingesetzt hatte. Eine sichere 
und kostengiinstige Wasserver­
sorgung soWie Entsorgung von 
Abwasser und Bodenaushub 

. tragen mit zur Standortgunst , 
bei. 

-- -

- eine Planun .. !l 1 für a~reic~e. nde 
EritsorgungSkapazitäten für Ab­
fall und Sonderabfall vorlegen. 

- den Energiemix beibehalten, bei 
dem sowohl fossile Energieträ­
ger als auch die Kernenergie 
eingesetzt werden. Zur Infta­
stniktur eines Industrielandes 
gehört auch die sichere und ko­
stengünstige . Versorgung mit 
Energie. Dabeigeht es nicht um 
Wachstum des Energiever­
brauchs um jeden Preis. Die 
CDU Hessen tritt für einen spar­
samen Umgang mit Energie ein. 
Durch den verstärkten Emsatz 

· .von intelligenter Technik karm 
aber der Energieverbrauch ohne 
Wohlstandsverluste entschei­
dendreduziert werden. Effizien­
te Energieverwendung spart 
wertvolle und knappe Energie­
vorräte und trägt gleichzeitig 
zur Umweltentlastung bei. 

- Wir wollen jedoch keine einsei­
tige Energiepolitik. Neben der 
Sicherung der Grundlastversor­
gung durch Kohle- und Kernen­
ergie fördern wir auch die Fort­
entwicklung alternativer, rege­
nerativer Energien. Höchste Si­
cherlteitsstandards, Umweltver- · 
träglichkeit und. Wirtschaftlicher 
Nutzen sind die Kritenen der 
Energiepolitik der hessischen 
CDU. WirtretenfürdenBetneb 
eines modernen Werkes · zur 
Herstellung von Brennelemen­
ten in Hauau ein. Der Kernkraft­
werkstandort Biblis wird als 
zentrales Element der hessi· 
sehen Energieversorgung dau­
erhaft eihalten. 

Neue Verkehrspolitik für 
Hessen 

· Die Sicherung der Mobilität für 
Bürger und Unternehmen mit 

I möglichst wenig Umweltbela~ 
stungen ist eine der. dririglichsten 
Aufgaben der nächsten Zeit. Die 
Verbesserung der Verkehrsinfra­
struktur ist gleichzeitig eine wich­
tige Voraussetzung dafür, daß. 
Hessen in . das globale Netz der 
Handelsbeziehlirigen und der m­
ternationalen Dienstleistungen 
einbezogen bleibt, und so neue, 
moderne Arbeitsplätze geschaffen 
werden können. An die Stelle rot­
grüner Bevqnnun<lung und Blok-

hdepoutik Wef\]enwir eme sach~ 
orientierte und pragmatische Ver­
kehrspolitik setzen, die durch ver- · 
besserte Angebote neue Entschei­
dungsräume für die Bürger eröff­
net. Wrr bekennen uns dazu, daß 
auch in Zukunft, selbst bei intensi­
ver Förderung des ÖPNY, das Au­
to unverzichtbar bleibt und wer­
den die 'rot-grüne Verteufelung 
des motorisierten Individualver-
kehrs beenden. ' 
Wrr werden 
- mit dem schnellen Bau von 

Lückenschlüssen der Autobah­
nen, vor allem der A 49 und der 
A 44, von Bundesstraßen und 

· von Ortsumgehungen zugleich 
eine Vetbesserung. der Lebens­
qualität durch die . Entlastung 
von Wohngebieten erreichen. 
Um unnötige Wege zu ersparen, . 
werden in Zukunft bereits . bei 
der Raumo,rdnungsplanung ·die 
Plätze .für Atbeiten und Wohnen 

. „zusammengedachf' werden .. 
·Mobilität im Rahmen der Frei­
zeitgestaltung muß ebenfalls · 
von unnötigen Hindernissen be­
freit wenlen. Dies bedeutet nicht 
die Erschließung aller denkba­
ren Ausflugziele mit allen Ver-

, kchrsmitteln,jedochderenzügi­
ge Erreichbarkeit im Rahmen 

· eines abgestimmten Verkehrs­
konzeptes auf der Gnmdlage 
verschiedener. Transportmög-
lichkeiten. . 

- den Ausbau des Rhein-Main­
Flughafens, des größten Ar­
beitsplatzes in Hessen, triit allen 
Möglichkeiten der Planungsbe­
schleunigung vorantreiben. Da­
zu gehören schon in der näch­
sten Zeit die tatkräftige Unter­
stützung des Baus des Fracht­
zentnnns, bei dem ·sPD und 
GRÜNE bis heute gnrndver-

. · schiedene Aufl'assunge.n haben, 
genauso wie Planungen für die 
Zukunft des -Flughafens nach 
dem Jalrr 2010, die wegen der 
langen Vorlaufzeiten b,ereits 
heute in Angriff genommen 
werden müssen. 

- der Verkehrspolitik in Hessen 
eine neue Qualität geben. Hes­
sen ist einer der größten Auto­
mobilbaustandarte in der Bun­
desrepublik Deutschland. 
Allein in Rüsselsheim sitzen 
8.000 Ingenieure und Techniker 
in einem der größten Automo­
bil-Forschungszentren der Welt. 



Wir werden ein Zeichen setzen, 
daß wir die Automobilindustrie 

· auch in Zukunft in unserem 
Lande wollen. 

- Ein wesentlicher Schritt hin w 
einer effektiveren Verkehrsun­
terstützung wird der Einsatz 
moderner Verkehrsleitsysteme 
und · Kommunikationsmittel 
sein. Sie müssen dem Autofah­
rer Informationen darüber ge­
ben können, auf welchem Wege 
und wann er zügig, also auch 
ohne Stau und Parkplatzsuche, 
ein Ziel erreichen kann. Diese 
Systeme sind insbesondere .mit 
Priorität bei der Verkehrser­
schließung von Innenstädten 
einwführen. Viele solcher Sy­
steme werden .im Augenblick 
getestet. Die CDU will bis= 
Jahr 2000 das Rhein-Main-Ge­
biet = ersten Platz in Europa 
machen, indem diese integrier­
ten Informationssysteme für 
den Individualverkehr serienreif 
für jeden Bürger verfügbar sind. 
Mit Hilfe dieser· Informattons­
syste;me wird auch eine-, neue 
Qualität in der Vernetzung der 
einzelnen Verkehrsträger mög- · 
lieh.· Damit wird auch dem öf­
fentlichen Personennahverkehr 
vor allem in den Verdichtungs­
i:äumen ein völlig neuer Stellen­
wert wkommen. 

-setzen und nicht durch überzoge­
ne. Regelungsanforderungen Mit-

- tel w verschwenden. Je besser das 
Angebot des ÖPNV ist. desto eher 
wird es auch von denjenigen frei" 
willig. angenommen, die derzeit 
mit dem Auto =·Arbeit. 'zum 
Einkaufen oder w Veranstaltun­
gen in die Städte fahren. 

. eine Fahrradverkehrsplanung 
betreiben und fördern, die die 
Ansprüche integrierter Ver­
kehrsplanung . erfüllt. Anstatt 
stereotypen Forderungen nach 
,,mehr Radwegen" nachwge­
ben, werden wir das Fahrrad als 
schnelles Kurzstreckenfahrzeug 
des Individualverkehrs eng mit 
anderen Verkehrsarten ,vernet­
zen. Hierw zählen auch Maß­
nahmen. w einer landeseinheit­
lichen · Wegweisung hin auf 
durchgängige Fahrradrouten, 
die Förderung von Bike & Ride­
Plätzen als Verflechtung mit 

. dem ÖPNV oder die Unterstüt, 
: =g einer Anbindung von Ui;i­
ternehmensstandorten · an. ern 
überörtliches Fahrradrouten-
netz. . . . 

1 Ein mit dem Individualverkehr ab­
gestimmter öffentlicher Personen­

: nahverkehr (OPNV) kann emen 
: größeren Beitrag = Lösung det 
. Verkehrsprobleme leisten. Es 
, kommt auch hier darauf an, die 
' öffentlichert Mittel effizient eirtw-

Wir werden : 
- den ÖPNV fortentwickeln und 

das Hessische ÖPNV-Gesetz 
den Anforderungen anpassen, 
die die. Regionalisierung des 
schienengebundenen Personen- . 
nahverkehrs mit sich bringt. 

- durch die Fördertmg regionaler 
Verkehrsverbünde und anderer 
Formen .der Kq9perationen 
maßgeschneiderte OPNV-Kon­
zepte für die Verkehrsi:äume in; 
Hessen entwickeln. · 

Weitere Ziele der CDU Hessen in 
der Verkehrspolitik sind: 
- Schnellstmögliche Fertigstel­

lung der Schnellbalrnstrecke 

Köln-Frankfurt am Main - auch 
zur. Entlastung des innerdeut- · 
sehen Flugverkehrs. Die Pla­
nung und der Bau der transeuro­
päischen Hochgeschwrndig­
keitsstrecken der Balrn mit dem 
Knotenpunkt Frankfurt am 
Main müssen mit höchster Prio­
rität betrieben werden. 

- die Herstellung einer modernen 
Balrn-Infrastruktur in Hessen, 
z.B. durch die schnelle Realisie­
rung eines IC-fähigen Ausbaus 
der Strecke Dortmund-Kassel' 
Bebra-Erfurt-Dresden oder des 
Ausbaus bzw. Neubaus der 
Schnellbalrnverbindung Frank­
furt-Fulda-Erfurt-Berlin. 

- Schnelle Planung für die Projek­
te des „vordringlichen Bedarfs" 
des Bundesverkehrswegeplans 
wie z.B. die Schließung der Au­
tobahnlücken der A 66 in 
Frankfurt (insbes. Riederwald­
ttmnel) und im Fuldaer Raum 
oder der schnelle vierspurige 
Ausbau der B 49 zwischen Lim-
burg und Wetzlar. . 

- die Chancen der deutschen Ern­
heit müssen auch für die regio­
nale Entwicklung Osthessens 
genutzt werden. Das betrifft so­
wohl die Straßen als auch die 
Schienenwege. 

- Wir wollen die Planung für den 
hessischen Teil der A 4 Olpe ' 
Hattenbach zügig vorantreiben. 

- Intensivere Nutzung der Schie­
nen- und Wasserwege = 
Transport von Gütern. Wir wol­
len mehr Gütertransporte von 
der Straße auf die Schiene verla­
gern. Die CDU wird-mit Nach-

&uck die Arilage von Güterver­
kehrszentren =ächst m Kassel 
und im Rhein-Marn-Geb1et 
=schnelleren und wirksame­
ren Güteraustausch von Straße 
auf Schiene und ggf. Wasserwe-. 
gen unterstützen und für schnel­
le Genehmigungsverfahren sor­
gen. Die Einrichtung we1ter~r 
Güterverkehrszentren (z.B. rn 
Mittelhessen) wird geprüft . 

- Dem kommunalen Straßenbau 
muß nach den Mittel!illrzungen 
durch Rot-Grün wieder ein grö­
ßeres Volumen eingei:äumt wer-

·. den. . , 
Darüber hinaiis werden folgende 
Maßnahmen weiterverfolgt: . 
_ Bessere Anbindung des tn1ttel­
. hessischen Raumes an das 

Rhein-Main-Gebiet durch ejn 
drittes Gleis und eine aufernan­
der abgesti~te Verkehrspla­
nung (z.B. nn Rahmen des . 

- ~e Planung und Umset­
=g der Schienenprojekte des 
vordringlichen Bedarfs" µach 

dem Schienenwegeausbauge­
setz in Hessen. 

Wiederherstellung einer · 
verläßlichen Finanzpolitik 

Mit der Amtszeit Eichel verbin­
det sich in Hessen ein unvera_nt­
wortlicher Kurs in der Haus~ 
haltspolitik: ungezügeltes Aus­
gabenwachstum, neue Höchst­
stände bei Personalausgaben, 
Zinszahlungen und . der NeJ:to­
rieUversch-Uldung. Diese ~satz­
lichen Lasten müssen m den 
kommenden Jahren und Jahr­
zebnteri von den Bürgerinnen 
und Btirgern abgetragen werden. 

Für die Schaffung neuer Ar­
beitsplätze in der Wirtschaft und 
für WachstttnJ ist. eine stetige 
und verläßliche Finanzpolitik 
unverzichtbar. 
Die Spielraume der öffentlichen 
Hand sind durch die zusätzli­
chen Zinsbelastungen der rot­
grünen Schuldenpolitik noch 
enger geworden. Es wird immer 
mehr Bürgern klar, daß nur das 
ausgegeben werden kann, _was 
zuvor erwirtschaftet wurde. 
Sparsame Haushaltsführung ist 
für die Wiederherstellung soli-

, der· Finanzen wichtig, noch 
wichtiger iJ;t aber der wirtschaft­
liche Umgang mit öffentlichen 
Mitteln. Die öffentliche Haus­
haltspolitik muß wieder in erster 
Linie darauf ausgerichtet sein, 
sozial- und umweltverträgliclies 
Wirtschaftswachstum zu errei, 
chen. Je höhere Wachstumsraten 
wir erreichen, desfo eher.werden 
wir die Konsolidierung der 
Staatsfinanzen schaffen, und de, 
sto schneller wird der Staatsan-



teif -der sicli durch-die Wieder­
ver~inigung · notwendigerweise 
erhöhte, wieder gesenkt w:erden 
können. Jede Ebene muß durch 
ihre sparsame und wachstums­
orientierte J'.inanzpohtJk dazn 
beitragen. 
Wir werden unmittelbar nach 
Regierungsantritt einen _Kass~n­
sturz vornehmen, um ein unge­
schöntes Bild vom Ausmaß der 
Verschuldung des Landes zu er­
halten. Von diesem Ausgangs­
punkt gilt es, wieder eine verläß­
liche Basis für künftige finanz­
politische Entscheidungen zu 
schaffen. 
Um Hessen wieder sichere Rah­
menbedingungen zu.geben, wird 
die CDU quantitative und quali­
tative Veränderungen der Haus­
haltspolitik vornehmen. 
Wir-werden 

den Zuwachs der Ausgaben 
· des Landes am realen Wachs­
tum des Bruttoinlandspro­
dukts ausrichten. E_s war von 
der rot"grünen Landesregie­
rung . unverantwortlich,. da_ß 
trotz einer Vorgabe des Fi­
nanzplanungsrates von 3 Pro­
zent der hessische Landesetat 
1992. um 8,9 Prozent und 1993 
um 9 ,2 Prozent angewachsen 
ist. 
Zusätzliche Stellen _wird es 
nicht geben; der lreutige Stel- . 
lenplan des Landes ist für den 
Personalbereich die \Ober­
grenze. Längerfristiges Ziel 
ist es, den Personalkostenap­
teil am Gesamthaushalt zu . 
verringern. Dies kann jedoch · 
nur schrittweise geschehen, 
wobei gewährleistet sein muß, 

'·daß durch l)mschrchtungen 
innerhalb des Personalhaus­
haltes Schwerpunktbereichen 
der Landespolitik die nötigen 
Stellen zugewiesen Werden 
können. 
alle Landesleistungen werden 
auf den Prüfstand gestellt. 
Auch langjährige Programme 
müssen ihre Effizienz bewei­
sen. Sinnvolle Mittelverwen­
dungen werden fortgeführt, 
unwirtschaftliche Programme 
und · Mittelverschwendungen 
werden beendet. Dieser quali­
tative Umbau des Etats ist un­
verzichtbar. 

Dem Mißbrauch von. staatli­
chen Leistungen muß dauer­
haft begegnet werden. Eine 
CDU-geführte Landesregie­
rung wird desha)b in jedem 
betroffenen , Ministerium 
einen Verantwortlichen be­
nennen, der sich mit _solchen-, 
das Rechts- und Sozialstaats­
prinzip aushöhlenden Tatbe­
ständen beschäftigt. · 
die Verpflichtungserinächti­
gungen werden um minde­
stens zehn Prozent zurückge­
führt, um den Gestaltungs­
spielraum für die Landespoli­
tik zu erhöhen. 
die Bagatellsteuern, die die. 
rot~grüne Landesregierung 
1991 erneut eingeführt hatte, 
wieder abschaffen. 
die Steuergerechtigkeit erhö-. 
hen. Durch eine 'ausreichende 
Personalaussiattung und mo­
dernst_e EDV müssen Finanz- . 
ämter wieder in die-Lage ver­
setzt werden, Steuererklärun" 

. gen schnell b_earbeiten und 
den Berg von Außenständen 
bewältigen zu können. Es 

- k~~idt ,;;,g~hen, daß j~der 
Lohnsteuerpflichtig~ seme 
Steuerschuld sofort bezahlen 
muß, währendwegenderm~­
gelnden Ausstattu?g der Fi­
nanzämter srch dre Bearber­

, tung von Steuererklärungen 
immer länger hinzieht. .. 

. Die Betriebs- und Außenr>ruc 
fung sowie die Steueraufsicht 
durch die Finanzämter und dre 
Oberfinanzdirektion ist rm 
Sinne einer größeren Steuer­
gerechtigkeit und zur Src_her­
stellung der Steuereinnahmen 
auszubauen und aufzuw~en. 

3. Hessen muß 
wieder sicherer 
'werden 
Der hohe Anstieg der Alltagskri­
minalität ist erschreckend. Be­
drohlich ist insbesondere auch die 
Zunahme der organisierten Krinu­
nalität, die inzwischen auch w~r~ 
Bereiche der Alltagskrimmahtät 
erfaßt hat, und die Zunahme der 
Gewalttaten mit fremdenfemd.11-
chem Hintergrund gegen ausl~­
dische Mitbürger. hnmer mehr 
Menschen haben Angst, . Opfer 
einer Straftat zu werden. Diese Sr· 

tualioii- · foroert <leii Rechtsstaat 
zum Handeln heraus. Dabei darf 
die Polizei bei ihrer schweren Auf­
gabe nicht allein gelassen werden. 
Die Aufrechterhaltung der Inneren 
Sicherheit ist staatliche Aufgabe 
und ein gesamtgesellschaftliches 
Problem, dessen Lösung die Mit­
wirkung jedes einzelnen Bürgers 
erfordert. 

Polizei 2000 - Garant der 
Inneren Sicherheit 

Die Polizei muß auf die Heraus­
forderungen des Jahres 2000 vor­
bereitet werden. Die CDU will 
deshalb eine Wende in der poli- . 
zeilichen Verbrechensbekämp­
fung in Hessen und verlangt neue 
Prioritäten m der Polizeiarbeit. 
Wir werden in Zukunft hochquali­
fizierte Polizisten io Hessen ha-

---- -----

ben, die alle neben der praktischen 
Ausbildung über eine sorgfältJge 
und umfassende Fachhochschul-_ 
ausbildung verfügen. Eioe. derar­
tig gut ausgebrldete Pohzer muß 
ihre Kräfte mehr als bisher auf die 

, vorbeugende , · Kriminalitätsbe­
kämpfung und die Straftatenver­
folgung konzentrieren )!Ild - auch 
aus wirtschaftlichen Uberlegun­
gen - von Verwaltun~sarbeiten 
und polizeifremden Tatrgkerten 
entlastet werden. Die l)nion will 
deshalb ein Sicherheitsprogramm 
zur Verbesserung der Inneren Si:· 
cherheit in Hessen. Dazu gehört 
zunächst. eine umfassende Poli­
zeireform. 
Das Land Hessen hat die zweistu­
fige Polizeibesoldung eingeführt. 
Dieses. Konzept wird nach Maß­
gabe der Haushalts- und Ausbrl-. -
dungsmöglichkerten fortgesetzt. 
Es ist unbestritten, daß es poli­
zeiliche Aufgaben gibt, die nicht ' 
von den aufwendig ausgebildeten 
Beamten des gejlobenen Dienstes 
wahr~enommen werden müssen. 
Daher haodelt es sich z.B. um 
-· Überwachungsaufgaben im all- , 

gemeinen Streifendienst, 
- Aufgaben der Objektsiche~~ 

einschließhch der dazu geho­
renden Personen- und Fahr­
zeugkontrolle, 

- Aufgaben beim Einsatz zur Si­
cherung des_ Ablaufs von Groß-

. veranstaltungen, · , 
- Aufgaben im Rahmen der Scha­

densaufuahme nach einfachen 
Verkehrsunfällen bis zur Schaf­
fung eines pn. ·va1betriebenen 
Aufnahmedienstes, · 

I „I 



- Aufgaben der Begleitung von 
. Schwerlasttransporten, 
· - Aufgaben, die im speziellen 

Einzelfall übertragen werden. 
Zur Wahmehmring dieser Aufga­
ben soll das Modell einer beson­
deren „Wachpolizei" erprobt und 
bei Bewährung zur Entlastung 

· und Unterstützung der Polizei ein­
gesetzt werden. Die Angehörigen 
der Wachpolizei werden als Anlle­
stellte bezahlt;· Sie erhalten eme 
eingeschränkte, kurzzeitige Ans­
bildung für Einzelaufgaben,. Bei 
Bewährung wird ihnen der Uber­
tritt in die allgemeine Poli­
zeiansbildung eröffuet. 
- Die CDU wird zur Unterstüt-· 

zung der Vollzugspolizei einen 
Freiwilligen Polizeidienst in 
Hesseri einrichten, in den auch 
Ausländer aufgenommen wer­
denkönnen. hn Freiwilligen Po­
lizeidienst unterstützen die-Bür­
ger ehrenamtlich die Arbeit der 
Polizei und leisten einen beson­
deren bürgerschaftlichen Bei­
trag zur Gewährleistung der In­
neren Sicherheit. Der Freiwilli­
ge Polizeidienst soll in die Poli­
zeibehörden eingegliedert wer­
den. Aufgabe der Mitglieder des 
freiwilligen Polizeidienstes. ist 
es, die Polizeibeamten von sol­
chen Aufgaben zu entlasten, für 
deren Wahrnehmung voll aus­
gebildete Polizeibeamte nicht· 
erforderlich sind, die aber der­
zeit von vollausgebildeten Poli­
zeibeamten übernommen wer­
den müssen. Dadurch kann die 
sichtbare Polizeipräsenz vor Ort 
verstärkt werden und kann sich 
die Polizei auf ihre vorrangige · 
Aufgabe der Kriminalitätsvor­
beugung und -bekämpfung 
konzentrieren. Die Zusammen­
arbeit zwischen hauptamtlichen 
Fachleuten und durch Ausbil­
dung qualifizierten freiwilligen 
Helfern hat sich in anderen 
wichtigen Bereichen wie z. B: 
bei c[er Feuerwehr, beim Techni­
schen Hilfswerk oder beim Ka­
tastrophenschutz langjährig be­
währt. Eine Znsammenarbeit 
hauptberuflicher Polizeikräfte 

,-· und qualifizierter freiwilliger 
Helfer ist ebenso möglich. 

- Die CDU. wird die Polizei von 
sicherheitsfremden Tätigkeiten 
(wie z. B. Entstempefu von 
KFZ-Schildern, Ef!11ittlungs­
und Amtshilfeersuchen anderer 
Behörden im Rahmen von Ord-

nringsW:idiigkeitsverfaJrrell, 
Durchführung von Wert- und 
Gefangenentransporten) · weit­
gehend entlasten, um Kräfte zur 
vorbeugenden· Kriminalitätsbe­
kämpfung und zur Straftaten­
verfolgung . zur Verfügung zu 
haben. Bei Ermittlurtgs- und 
Amtshilfe anderer Behörden im 
Rahmen· von Ordnungwidrig, 
keitsverfalnen ist diese von den 

· znständigen Verwaltungsbehör­
den ih . eigener Verantwortung 
walnzunehmen. 

- Die CDU wird sich dafür ein­
setzten, daß die Organisation 
der Unfall- und Schadensauf­
nahme im Bereich der leichten 

Unfälle durch die Kraftfuhr­
zeughaftpflichtversicherer 
walngenommen wird. Soweit 
.die Bearbeitung von Verkehrs­
unfällen bei Schäden unter 
5.000 DM nicht der Strafverfol­
gung dient, ist die Vollzugspoli­
zei davon freizustellen. Durch 
den gesetzlich vorzuschreiben­
den Einbau von elektronischen 
Fahrüberwachungssystemen in 
die Fahrzeuge wird darüber hin­
aus die Unfall- und Schadens­
aufrnihme erheblich erleichtert. 

- Die Organisation der Vollzugs­
polizei rnuß sich an polizei­
taktischen und kriminalgeogra­
fischen Gesichtspunkten orien­
tieren. Die CDU wird daher Po­
lizeibereiche einrichten. Die 
Führung der hessischen Voll­
zugspolizei wird einem Landes­
polizeipräsidenten · übertragen, 
der dem Minister des funern un­
mittelbar unterstellt ist. Die Po, 
li.zi,iabteilungen bei den Regie­
rungspräsidien werden in die 

· neue Polizeiorganisation einge­
gliedert. .. · . ,, 

- Um die Effizienz. und Motiva­
tion der polizeilichen Arbeit zu 
steigern, wird die CDU die Poli­
zei mit modernster Technik. (z. 
B. verbesserter Datenverarbe1-
tung) ausrüsten. hn bl0$0nderen 
Maße gilt dies auch für die tech­
nische Und räumliche Ausstat­
tung der -Polizeistationen. 

Die CDU wird das Hessische Ge­
setz für die öffentliche Sicherheit 
und Ordnung neu fassen. Der Poli­
zei muß die Aufgabe der Vorsorge. 
für die künftige Strafverfol~g 
zugewiesen werden, um auf dieser 
Basis bei der vorbeugenden . .Ver­
brechensbekämpfung künftig z.B. 
einen weitergehenden Einsatz von 
V'Leuten und verdeckten Ermitt­
lern zuzulassen. 
In diesem Zusannnenharig darf 
Datenschutz nicht Zum Täter-

schutz werden: Die Nutzring von 
rechtmäßig gewourtenen Inf0rma­

. tionen ans dem Einsatz nichtoffe­
ner . Ermittlungsmethoden darf 
auch für die Zukunft nicht in Frage 
ges\ellt werden. 

· Eirie CDU-geführte Landesregie­
. rung wird darauf achten, daß die 
Arbeit desLandespräventionsrates 
praktisch umsetzbare Ergebnisse 
zur Kriminalitätsvethütung er­
zielt. 

Recht sichert Freiheit 

Die hmere Sicherheit kann nicht 
allein durch die Arbeit der Polizei 
verbessert werden. Die Arbeit der 
Polizei muß getragen sein von 
einer dem Bürger verständlichen 
Rechtsordnung, die eindeutig zwi­
schen richtig und falsch trennt. Je 
klarer zwischen richtigem und fal­
schem Verhalten unterschieden 
wird und je konsequenter Polizei 
und Jnstiz auf die Einhaltung der 
Normen drängen, desto größer ist 
die Chance, daß Menschen - vor 
allem junge Menschen - Anfech­
tungen widerstehen und rechtstreu 
bleiben. Die rot-grüne,Landesre­
gierung verletzt diesen Grundsatz 
beständig. Die CDU lehnt jeden 
Versuch der Aufhebung der Straf­
barkeit von Alkoholdelikten im 
Straßenverkehr, von Ladendieb­
stählen oder die Straflosigkeit des 
Umgangs mit Drogen entschieden 
ab. 
Eine solche entschlossene Hal­
tung ist die Voraussetzung für die 
Arbeit der Strafverfolgungsbehör­
den und der Polizei, die wissen 
müssen, daß ihr Erfolg gewünscht 
ist. Nur dann werden technische 
und organisatorische Verbesse­
rungen bei der Verbrechensbe­
kämpfung ihre Wirkung haben 
können. 
Die Verbrechensbekämpfung 
muß auch durch die hessische Ju­
stiz effizient und schlagkräftig er­
folgen. Weitere organisatorische 
Anstrengungen sind erforderlich. 
Rechtspolitische Anliegen der 
Union sind dabei die Straffung der 
Strafverfahren und des Gerichts­
organisationsrechts, .eine Verbes­
serung des Opferschutzes und des 
Zeugenschutzes sowie die bessere 
Ausnutzung der personellen Res­
sourcen bei Staatsanwaltschaften 
und Gerichten. , 
Die technische Ansstattung der 
Jnstizbehörden ist nach modernen 
Anforderungen vorzunehmen. 
Die Staatsanwaltschaft muß stär­

. ker als bisher in die Lage versetzt 
werden, die organisierte Krimina­
lität wirkungsvoll zu bekämpfen. 
Unabhängig von den Znständig­
keitsbereichen der Landgerichte 
sind deshalb Schwerpunkti;taats­
anwaltschaften landesweit, gege­
benerifall~ landesübergreifend, für 

• • 



bestimmte Kriminalitätsbereiche 
zu bilden. 
Wir brauchen einen verstärkten 
Opferschutz und mehr Zeugen­
schutz. Die CDU 'will deshalb 
einen Opferanwal~ der endlich da­
für so~ daß die Interessen der 
Opfer mit Nachdruck vertreten 
werden. 
Die CDU wird der Sicherheit in 

, hessischen Gefängnissen wieder 
Priorität einräumen. hn Jahr 1993 
war ein besorgniserregender Aus­
bruchsrekord in Hessen. zu ver­
zeichnen, der bundesweit für· 
Schlagzeilen sorgte und dem hes­
sischen Justizvollzug schweren 
Schaden zugefügt hat. Die Politik 

. der rot-grünen Landesregierung 
war dadurch gekennzeichnet, dem 
in ihreni Sinne sogenaunten hu­
manen Stra!Vollzug und den Be­
langen der. Strafgefangenen ein 
deutliches übergewicht anf Ko­
sten der Sicherheit zu verleihen. 
Dagegen wcirde den Sicherheits­
interessen der Bediensteten ein 
deutlich· geringerer Stellenwert 
·eingeräumt. Die Union wendet 
sich gegen diese rot-grüne Voll­
zugsphilosophie und tritt für einen 
m_odemen, am Schutz der Allge­
meinheit ausgerichteten, aber 
auch am Ziel der Resozialisierung 
orientierten Stra!Vollzug ein. Die 
Attraktivität der schwierigen 
Dienste im Justizvollzug, insbe­
sondere der Beamtinnen und Be­
amten im allgemeinen Vollzugs­
dienst ist weiter zu verbessern. Die 
CDU wird deshalb Maßnahmen 
znr Motivationssteigerung der.Ju­
stizvollzugsbediensteten und ver­
stärkte Sicherungsmaßnahmen in 
den Gefängnissen durchführen. 
Sinn des Stra!Vollwgs ist arn;hder 
Schutz der Bevölkerung vor be­
sonders gefährlichen . und vor 
Intensivtätem. Dieses. Ziel wnrde 
von der rot-grünen Landesregie­
rung zugunsten einer falsch ver­
standenen Humanität aus dem 
Auge verloren. Die CDU wird die­
sem Ziel des Stra!Vollzugs wieder 
Rechnung tragen. 
Ziel der CDU ist der Ausbau des 
Justizministeriums zu einem so­
genannten Rechtspflegeministeri­
um. Die Sozial- und Arbeitsge­
richtsbarkeit muß deshalb wieder 
in das Justizressort eingegliedert 

"werden. · 

Keine Freigabe von 
Rauschgiften 

Die CDU spricht sich nachdrück­
lich gegen eine Freigabe und ge­
gen dte Entkriminalisierung des 
Erwerbs, Besitzes und des Kon­
sums von Drogen aus. Bei der För­
derung von Beratungsstellen und 
des Therapieangebotes bleibt die 
Drogenabstinenz oberstes Gebot 
Bewährte Maßnalunen wie Sub­
stitution mit Methadon . werden 
dort weitergeführt, wo Drogen­
kranken nicht anders geholfen 
werden kann. Alle Bestrebungen 
und . Absichtserklärungen hin­
s1chthch des straffreien Erwerbs 
und Konsums von Drogen, z.B. 
Herom und Kokain, werden abge­
lehnt. Eme offene Rauschgiftsze­
ne darf es in hessischen Städten 
und Gemeinden nicht geben . 

4. Schule, 
Berufsbildung, 
Hochschule 
und Kultur 
Mut znr Erziehnng 

Jedemjungen Menschen muß die 
Chance offungehalten werden, 
sich seinen :Anlagen; seinen Be­
dürfuissen und seinen Möglich­
keiten entsprechend zu entwik- · 
kein. Schule muß deswegen einen 
Beitrag znr Entfaltung der Persön­
lichkei~ inr Ausprägung von Be­
gabungen und Befähigungen lei­
~ten. Erziehung ist in erster Linie 
Aufgabe der Familie, dennoch ist 
es wichtiger denn je, daß die Schu­
le sich ihrer Erziehungsaufgabe 
bewußt ist und diese auch an­
nimmt. Erziehung kann nur er­
folgreich sein, wenn sie den über 
die. Verfassung .hinaus überein-

, stinunend anerkannten Werten, 
Tugenden un'cl Zielen. verpflichtet 
bletb~ wie · 
- der Ehrfurcht vor Gott und der 

Achtung der Würde jedes ein- · 
zeinen Menschen, 

- Mitmenschlichkeit . und. Ge­
meinsinn, 

- Sdbstvertranen und Eigenver­
antwortung, 

- Zivilcourage, • 
- Bereitschaft znr eigenen An-

strengung und Leistung, 
- Hilfsbereitschaft und Höflich­

keit, 
- Rechtschaffenheit und Wahr­

haftigkeit, 
- Toleranz und Aufgeschlossen­
hei~ 

- Vaterlandsliebe und Welfoffen­
heit. 

-·Diese· Wertrnaßsläbe, Tugenden 
und Ziele sind für das Zusannnen­
leben in Staat und Gesellschaftun-

. abdingbar. Eltern und Lehrer müs­
sen dnrch ilu persönliches Vorbild 
znr Glaubwürdigkeit und zum Er­
folg einer solchen Erziehung und 
Bildung beitragen. Die grundlec 
genden Erziehungsziele müssen 
den schulischen Alltag prägen. Sie 
schließen die Entwicklung ·und 
Förderung von Arbeitstugenden 
wie Zuverlässigkeit, Ordnung, 
Pünktlichkei- Ausdauer und 
Sorgfalt mit ein. Die Schule muß 
in die Lage verseizt werden, zu­
nehmender Disziplinlosigkeit und 
Gewalt wirkungsvoll zu begeg­
nen. Zur Erziehung gehört auch, 
daß junge Menschen erfahren, daß 
es Grenzen gibt. 
Diese grundlegenden Erziehungs­
ziele müssen die Lehrpläne durch­
dringen und Maßstab der rechtli­
chen Bestinirnnngen für das 
Schulwesen sein. Die pädagogi­
sche Verantwortung der Schule 
muß wieder betont werden. . 
Deshalb wollen wir . 
- die Rechte der Gesamtkonfe~ 

renz, des Schuleltembeirats nnd 
der Bchülervertretung wieder-

. herstellen und damit ein Kern- . 
stück demokratischer, pädago­
gischer Kulturwiedergewinnen. 
Die drei Säulen der Schulver­
fassung -Gesamtkonferenz, El­
ternmitbestimmung und Schü-

lervertretung - machen die 
Schulkonferenz überflüssig. · · 

- die Position der einzelnen Leh­
rerin bzw. des einzelnen Lehrers 
stärken. Die pädagogische Frei­
heit darf nicht nur ein kollektiv 
erreichbarer Wert sein, Das 
Klassenlehrerpfinzip muß wie­
der. stärker Beachtung fmden. 
Entscheidungskompetenz und. 
Verantwortung müssen wieder 
zusannnengeführt werden. · 

- die Schulaufsicht in Hessen 
ein~r qualitativeil Prüfung _ un­
terziehen und der Bürokratie 
Einhalt gebieten. Das Prinzip 
der ,,kurzen Wege" muß die 
Grundlage einer effizienten 
Schulaufsicht werden. Die 
staatliche Schulaufsicht "muß · 
wieder an die Schule her­
angeführt werden.' Die Einset­
zung der Schulleiterinnen und · 
Schulleiter als Dienstvorgesetz­
te tst dazu ein wichtiger Schritt. 

' 
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Humane und 
leistungsfähige Schulen 

Neben einer wertgebundenen Er­
ziehung schafft eine fundierte Bil­
dung und Ausbildung die Basis 
für das weitere Leben. Die Schule 
ist.dabei auf eine positive Einstel­
lung von Eltern, Lehrern und 
Schülern zum Leistungsgedanken 
angewiesen. Unterforderung ist 
für die Entwicklung vo_µ Kindern 
ebenso schädlich wie Uberforde­

.rung. Die wiChtigste Aufgabe der 
· Schule besteht in der Vermittlung 
einer breiten fundierten Grundbil­
dung, auf die weitere Aus- und 
Weiterbildung aufbauen kann. 
Eine zukunftsweisende Schulpoli­
tik, die den Kindern und Jugehdli­

. chen gerecht wird, muß sich auch 
an den Kriterien ,,Förderung zur 
Leistung" und „Vielfalt im Schul­
wesen" orientieren. 
Leistung ist das gerechteste Aus­
wahlprinzip im Bildungswesen. 
Wer dagegen den Leistungsverfall 
.zuläßt oder ihn propagiert, betrügt 
junge -Menschen um die Chance 
persönlicher Entfaltung. 
Die Schule muß. die dem Alltag, 
dem Entwickllingsstand und den 
Fähigkeitender Kinder angemes-. 
senen Leistungen verlangen. Nur 
ein Schulsystem, das dem unter­
schiedlichen Leistungsvermögen 
von Kindern durch unterschiedli­
che Anforderungen entspricht, er­
füllt den Anspruch der Humanität. 
Die Schule schafft Grundlagen für 
den sozialen Leistungsgedanken: 
Dennnurwennßie Begabten befä­
higt werden, Uberdurchschnittli­
ches zu leisten, kann den Schwa­
chen in unserer Gesellschaft ein 
menschenwürdiges Dasein gesi­
chert werden. Der Leistungsge­
danke ist ebenso Element der Soli­
dargemeinschaft wie der Persön­
lichkeitsbildung. 
Für die. Vielfalt der Begabungen, 
Fähigkeiten und Neigungen muß 
ein Schulwesen mit unterschiedli­
cl;len Schulformen bereitstehen. 
Die Einheitsschule darf es nicht 
geben. Schulformen sollen ein 
klar erkennbares Bildungsprofil 
und dazugehörige Abschlüsse ari­
bieten. Ein gerade in Hessen wich­
tiger Prüfstein für die Geltung des 

·Elternrechts ist die Schulwahlfrei­
. heit Freiheit braucht Vielfalt. Das 

Erziehungsrecht der Eltern besteht 
in der Freiheit, im' Rahmen der 
Eignung zwischen verschiedenen, 
in ihren Profilen klar erkennbaren 
Bildungswegen, im Anschluß an 
die vierjährige Grundschule ent­
scheiden zu können. 

Wir wollen 
- das Recht auf Schulfreiheit für 

alle hessischen Eltern wieder 
herstellen und in der Weise. 
durchsetzen, daß den Eltern die 
Bildungswege der Hauptschule, 

. d.er Realschule und des Gymna­
. s1ums ab Klasse 5 flächendek­
kend in Hessen angeboten wer-
den. · 

- wir wollen das Betreuungsange­
bot für Grundschüler fortfüh­
ren. Träger von Betreuungsan­
geboten sind die Schulträger, 
und das Land fördert diese 
Maßnahmen. Der Einsatz von 
Lehrern muß weiterhin dem ei­
gentlichen Unterricht vorbehal­
ten bleiben. 

, - daß additive Gesamtschulen in 
ihrem Aufbau das gegliederte 
Schulwesen 'widerspiegeln. 
Auch integrierte Gesamtschu­
len müssen in ihren Bildungs­
zielen und in der Qualität ihrer 
Abschlüsse den Anforderungen 
des gegliederten Schulwesens 
entsprechen. 

- diefürden ÜbergangnachKlas­
se 4 in weiterführende Schulen 
maßgebliche Eignung von der 

' abgebenden Schule verbindlich 
feststellen lassen. Bei unter­
schiedlicher Auffassung zwi­
schen Lehrervotum und Elterh­
WU11$Ch erfolgt die Klärung in 
einem geeigneten Verfahren, 
wie es z.B. die Probewoche dar­
stelli. Die CDU ist auch bereit, 
andere Verfahren zu prüfen. 

- eine gtundsätzliche Neubesin­
nung auf die Qualität der schuli­
schen Abschlüsse. Dazu wird 
die CDU Hauptschulen, Real­
schulen; Gymuasien und Schul­
zweige der Gesamtschulen in 
ihren Profilen stärken, verbind­
liche Mindestanforderungen 
durchsetzen und auf die Ver­
gleichbarkeit der Abschlüsse in 
Hessen und über die Landes­
grenzen hinaus achten. Dabei 
muß die Durchlässigkeit zwi­
Scl:ien . den Schulformen ge­
währleistet sein. 

- für die unterschiedlichen Schul­
formen mit ihren unverwechsel­
baren Profilen entsprechende 
schulformbezogene Stunctenta­
feln und Lehrpläne. Die Stmi­
dentafeln, die in ihrem Umfang 
auf keinen Fall weiter gekürzt 
werden dürfen, müssen so ange­
legt sein, daß sie inhaltlich und 
organisatorisch differenziert zu 
den unterschiedlichen , Ab­
schlüssen hinführen. 

- knapp gefaßte LehrPläne, die 
frei sind von übertriebenen wis­
senschaftlichen Auforderungen 
und den Lehrstoff altersgemäß 
darstellen. Sie müssen an den 
unterschiedlichen Lemvoraus; 
setzungen der Schüler und an 
den unterschiedlichen Bil­
dungszielen und Abschlüssen 
der Schulen ausgerichtet sein: 

Wirwerden · 
- die berufliche Bildung als Kern­

stück der CDU-Politik in Hes­
sen aufwerten. Unser duales 
Ausbildungssystem, das in der 
ganzen Welt nachgeahmt wird, 
ist ein eritscheidender Bestand­
teil der hohen Attraktivität des 
Wirtschaftsstandortes Deutsch­
land. Deshalb müssen die Vor­
aussetzungen für eine kontinu­
ierliche Anpassung an die stän­
dig steigenden Auforderungen 
in der Aus-, Weiter- und Fortbil­
dung geschaffen werden. Dazu 
gehört die bessere Ausstattung 
der beruflichen Schulen, der 
'überbetrieblichen Ausbildungs­
werkstätten sowie die Unterstüt­
zung der Ausbildungsanstren­
gungen der Betriebe. Nicht die 
Integration von beruflicher und 
allgemeiner Bildung, sondern 
die gleichwertige Förderung 
trägt zur Aufwertung der beruf­
lichen Bildung bei. 

- die Berufsschule als Lernort 
den wirtschaftlichen und techni­
schen Erfordernissen anpassen 
und fachgerecht ·ausstatten. Die.· 
CDU wird sic_h dafjir einsetzen, 
die Zusammenarbeit der Lern­
orte und die Unterstützung 
durch zu gründende Förderver­
eine zu verstärken. Die CDU 
wird ein Sonderprogramm auf­
legen, das die Fachschulen för­
dert.und ihnen erlaubt, dem im­
mer stärker werdenden Bedarf 
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von Fort- und Weiterbildung 
Rechnung zu tragen. 

- die individuelle Förderung zur 
Verbesserung der Berufschan-

. cen vorantreiben. Die berufliche 
Bildung bedarf dazu in Betrieb 
und Schule stärkerer Differen­
zierung mit Zusatzangeboten· 
für besonders Begabte ebenso 

· wie für leistungsschwächere J11-
gendliche. Der Zugang beson­
ders qualifizierter Berufstätiger 
auch ohne Abitur zur Hoch­
schule muß ausgebaut werden: 

- mit der Förderung behinderter 
Kinder ihre Eingliederung in die. 
Gesellschaft und in das Berufs­
leben ermöglichen. Die ver­
schiedenen Sonderschulformen 
sind das Regelangebot für Kin­
der mit sonderpädagogischem 
Förderbedarf. Sie sind zu erhal­
ten, auszubauen und personell 
so auszustatten, daß sie ·ihren 
pädagogischen Auftrag erfüllen 
können und akzeptiert werden. 
Behinderte . Kinder, die durch 
entsprechende sonderpädagogi­
sche Förderung .das Lern.ziel der 
jeweiligen Regelschule errei­
chen können, sollen soweit wie 
möglich gemeinsam mit nicht­
behinderteri. Kindern unterrich­
tet werden. Ein zum Prinzip er­
hobener gemeinsamer Unter­
richt auch geistig- und lernbe­
hinderter Kinder mit nichtbe­
hinderten Kindern inder Regel­
schule ist abzulehnen. Mit ih­
rem sonderpädagogischen Kon­
zept verfolgt die CDU das Ziel, 
auch behinderten Kindern die 
Ausbildung und Förderung zu­
ko~enzt1lassen, die ihren je­
we1hgen IJidiVIduellen Fähig­
keiten und Möglichkeiten ent­
sprechen. 

- Angebote der allgemeinen Er" 
wachsenenbildung und der be­
ruflichen Weiterbildung werden 
immer stärker nachgefragt. hn 
hessischen Volkshochschule 
·und im Erwachsenenbildungs­
. gesetz bekennt sich das Land zu 
diesem Bereich . der Bildungs­
politik durch die Verpflichtung, 
die Erwachsenenbildung in ih­
rer bildungspolitischen· lnfra­
struktur zu unterstützen. Von 
dieser selbstgesetzten Ver­
pflichtung hat sich Hessen unter 
der rot-griinen Landesregierung 
zunehmend entfernt Die CDU 
wird sich dieser Verpflichtung 
wieder annehmen und die allge­
meine, politische, berufliche 
und kulturelle Erwachsenenbil-

. diing angemessen föroem, -cta::­
mit die Volkshochschulen so­
wie die anerkannten freien und 
kommunalen .Träger der Er-. 

· wachsenenbildung zeitgemäße 
und bedarfsgerechte Weiterbil­
dungsmöglichkeiten anbieten 
können, 

·Unterrichtsausfall 
bekämpfen - die ökonomische 
Krise meistem 
Schule muß immer die gesamtge­
sellschaftlichen Rahmenbedin­
gungen im Auge behalten. Auch 
die Schule muß den sich verän­
dernden Realitäten Rechnung tra­
gen und sich in der Verantwortung 
für ihre Schülerinnen und Schüler 
weiterentwickeln. Unser Land 
steht vor einer großen ökonomi­
schen Herausforderung. innerhalb 
des nächsten Jahrzehnts steigen 
die Schülerzahlen iim etwa 20 
Prozent. Gleichzeitig ist der Un­
terrichtsausfall bedrückende Rea­
lität an den Schulen in Hessen. In 
dieser schwierigen Lage müssen 
alle Ausgabenbereiche des Schul­
wesens kritisch durchleuchtet wer­
den. Tatsache ist, daß derze.it nur 
80 von 100 hessischen Lehrerstel­
len für den Regelunterricht ver­
wendet werden. Allein über4.000 
Stellen werden zur Entlastung für 
außerunterrichtliche Aufgaben 
der Lehrerinnen und Lehrer benö­
tigt, noch einmal 3.300 Stellen 
werden für sogenannte ,,Reform­
projekte" und .„Sondermaßnah­
men" verbraucht. 
Wir wollen, 
- daß im Interesse der Kinder in 

hessischen Schulen möglichst 
keine Unterrichtsstunden mehr 
ausfallen. Da die finanzielle Si­
tuation des Landes in den kom­
menden Jahren die. Schaffung 
neuer Lehrerstellen nicht mehr. 
erlallbt, müssen im ·hessischen 
Schulwesen. Privilegien abge­
baut und Stellenmißbrauch be­
kämpft werden. 

- eine Schule für alle. Die Versor­
gung des Regelunterrichts, der 
allen Schülern zugute kommt, 
muß wieder Vorrang haben vor 
Sondel1l)aßnahmen, in deren 

Genuß nur bestimmte Schüler­
gruppen gelangen uhd die zu­
dem · einen hohen finanziellen 
und personellen Aufwand erfor­
dern. 

- auch _die kostspieligen Organi­
sationsform~µ des Regelunter­
richts einer Uberptüfung unter­
ziehen; dazu gehört auch der 
Lehrermehrbedarf an den inte­
grierten Gesamtschulen und die 
Neuordnung der reformierten 
Oberstufe. 

- die Zahl der Lehrerstellen erhal­
ten. Von 44.000 Lehrerstellen in 
Hessen sind nur 37.000 im Re­
gelunterricht wirksam. Wirwöl­
len den außerunterrichtlichen 
sowie den Zusatz- und Sonder­
bedarf abbauen und diese· Stel­
len soweit wie möglich dem Re­
gelunterricht zuführen. 

- daß durch die Auseinanderset­
zung mit den Naturwissen­
schaften und den Möglichkeiten 
moderner Technologie die 
Grundlage für das Verständnis 
von Natur und Technik geschaf­
fen wird. Dieses. Verständnis ist 
auch Voraussetzung für den ver­
_antwortlichen Umgang mit der 
Schöpfung. . . 

- daß die zunehmende Rolle der 
Kommunikations- und Infor­
mationstechniken durch eine 
qualifizierte informationstechc 
nische Grundbildung in der 
Schule Beachtung findet. Um . 
mit den Medien wie mit der 
Vielfalt an Informationen, Mei­
nungen und Leitbildern umge­
hen zu können, brauchen Ju­
gendliche Hilfe; EIZiehung 
heißt auch Erziehung zur Fähig­
keit im Umgan$ mit fuforma­
tionen und Medien. 

Sollten alle Umschichtungsmaß­
nahmen keine ausreichende Un-. 
terrichtsversorgung gewährlei­
sten, sind ·differenzierte Arb_eits­
modelle in Erwägung zu ziehen.· 
Bildting dient der Entwicklung 
und der Entfaltung der Persönlich­
keit und darf auch die Bedingun-. 
gen des Arbei!Smarktes nicht 
übersehen, denn- sie ist nicht zu­
letzt auch vorbereitend für den Be, 
ruf bn Interesse der jungen Gene­
ration muß dieses Gleichgewicht 
gewahrt bzw. wiederhergestellt 
werden. Die Situation heute ist 
durch eine Auseinahderentwick, .. 
lung von Bildungs- und Beschäfti­
gungssyst!'lllen gekennzeichnet. 
Al!mmerende Signale sind' , 
- die tückläufige Zahl von Aus­

bildungsplätzen 



Hessen braucht 
leistungsfähige Hochschulen 

- - -i.ler Mangel ari Facharpeitein, 
- die verschlechterten Einstel-

lungs- und Berufsaussichten fiir 
Hochschulabsolventen und 

- die Beschäftigiing vori Akade­
mikern auf Positionen, für die 
kein Hochschulstudium not­
wendig gewesen wäre. 

Die wissenschaftliche Ausbildung 
junger Menschen und die For­
schungsleistung der hessischen 
Hochschulen sind ein Gradmesser 
für die.Zukunftsfähigkeit unseres 

Diese scherenartige Entwicklung 
führt zu enttäuschten Erwartun- · 
gen junger Menschen und schadet 
auch der Wirtschaft. Um die Zu- -
kunftschancen der jungen Genera­
tion zu verbessern, müssen· Bil­
dungs- und Beschäftigungssystem 
wieder in größere Ubereinstim­
mung gebracht werden. 

- Landes. Nur wenn die Hochschu­
len und Forschungsinstitutionen in 
Hessen .Spitzenplätze einnehmen, 
kann Hessen seine Position im in­
ternationalen Wettbewerb der 
Wirtschaftsstandorte halten oder 
gar verbessern. An den hessischen 
Hochschulen ist in dieser Legisla­
turperiode die zuvor positive Ent-

-wicklung weitgehend zum Still­
stand gekommen. Dringend not­
wendige Weichenstellungen für 
die Hochschulen und Reformen 
an den Hochschulen sind nicht in 

Europa wird durch offene Gren­
zen, Freizügigkeit und Zusam­
menarbeit em Handlungsfeld der 
Zukunft. Europa schafft Chancen. 
für Mobilität, z.B. -für Studi\im 
und berufliche Tätigkeit im Aus­
land. Europa verlangt aber auch 
Mobilität und Wettbewerbsfähig­
keit im größeren Rahmen. Für die 
Schule sind damit neue. Anforde­
rungen verknüpft. Sie muß jungen 
Menschen die Fähigkeiten vermit­
teln, die es ihnen ermöglichen, ih­
re Chancen _in Europa wahrzuneh­
men und in der europäischen Kon­
kurrenz !Yestehen zu können. 

Wir wollen 
- die Vermittlung von Fremdspra­

chenkenntnissen verbessern, 
- die Geschichte und KulU\f der 

europäischen Nachbarn ini Un­
terricht stärker berücksichtigen, 

- im Rahmen der politischen Bil­
dung mehr Gewicht auf die eu­
ropäischen lnstitutionen und die 
Felder der europäischen Politik 

, . legen, 
· - die Fähigkeit festigen und wei­

terentwickeln, mit Menschen 
anderer Nationalität .und ande­
rem kulturellen Hintergnmd zu­
sammenzuleben und zusam­
menzuarbeiten. 

- die Ausbildungszeiten in 
Deutschland, die im europä­
ischen Vergleich zu lang sind, 

- verkürzen. Zielsetiung der Hes­
sischen 'CDU bleibt deshalb 
weiterhin die _Verkürzung der 
gymnasialen Schulzeit auf 12: 
Jahre. -

Angriff genommen worden. Um 
die Chancen der nächsten Genera-

/ tionen im weiteren _europäischen 
und globalen Wettbewerb nicht zu 
gefährden, muß schnell und ent­
schlossen gehandelt werden. 
Eine CDU-geführte Landesregie­
rung wird schrittweise die Auto­
nomie der Hochschulen verstär­
ken, die einerseits den Hochschu­
len Entscheidungsbefugnisse gibt, 
aber andererseits auch mehr Über- · 
nabrne von Verantwortung einfor­
dert. 
-: Dazu gehört das eigene Budget, 

das in Form eines Globalhaus­
haltes den Hochschulen durch 
eine selbstverantwortliche Zu­
weisung der Finanzmittel eine 
wichtige Steuerungsmöglich­
keit für eine effiziente struktu­
relle Reform der Hochschule an 
die Hand gibt. 

- Dazu gehören ebenso Mitwir­
kungsrechte der Hochschulen 
bei der Auswahl der Studienbe­
werber, vor allem in den Fach­
bereichen, in denen die Zahl der 
BewerbUE.gen die Kapazität 
übersteigt, bzw. bei der Aus, 
wahl und Förderung des akade­
misc])en Mittelbaus; 

- Wir wollen dlirch Anreize die 
Studierbarkeit der einzelnen 
Studiengänge in Regelstudien­
zeiten wieder herstellen, Zwi­
schenprüfungen, die Erweite­
rung der von der CDU durchge­
setzten. ,,Freischußregelungen" 
in der Rechtswissenschaft auch 
auf die Studiengänge in den 
Wirtschafts- und Sozialwissen­
schaften bzw. Geistes- und Kul­
turwissenschaften bei Einhal­
tung der Regelstudienzeiten 
sind Wege dazu. Wir brauchen 
klare Regelungen der Wieder­
holbarkeit von Leistungsnach­
weisen und die Begrenzung von 

- Prüfungszeiten sind Wege dazu. 
Zusätzliche - LeiStungsanreize 
für Studenten bei schnellem 
Studium ergänzen diese Maß­
nahmen. 

- --Eine CDU-geführte Landesre­
gierung wird einen Hochschul­
entwicklungsplan mit örtlichen 
und zeitlichen Vorgaben bei 
gleichzeitiger Förderung priva­
ter Hochschulstudieilgänge vor­
legen. Dem strukturellen und 

. qualitativen Ausbau der Hoch­
schulen durch Tutorien; Stu' 
dienfachberatungen, Bibliothe­
ken und durch bessere techni-

- sehe Ausstattungen muß dabei 
Priorität eingeräumt werden. 

- Das Angebot, insbesondere an 
Fachhochschulstudiengängen, 
soll verbessert werden. Schwer­
punkte sind dabei die Überprü­
fung des_ Standortkonzeptes und 
die Ausweitung des Praxisbezu: 
ges von Professoren und Stu­
denten. Der Technologietrans-

, fer leistet dabei in beide Rich­
tungen wertvolle Dienste; hier­
für gilt es, den Austausch von 

. Lehrkräften zwischen Wissen­
schaft und Wirtschlift vor­
anzutreiben und flexibler zu 
handhaben. Generell sind Ver­
bundrriodelle zwischen berufli­
cher Ausbildung, · Weiterbil­
dung und Fachhochschulstudi­
um zu fördern. 

-·.Die -CDU wird Beru{sakade­
mien in Hessen einrichten, die 
Studenten innerhalb von knrzen 
Zeiträumen einen akademi­
schen Abschluß ermqglichen. 
Die Erfahrungen in anderen 
Bundesli\ndem zeigen; daß die 
Arbeitsplatzchancen für Absol­
venten ausgezeichnet sind. 

- Wir wollen die Präsidial- bzw. 
Rektoratsverfassung an den hes­
~ischen Hochschulen effizienter 
gestalten. Der auf vier Jahre ge­
wijhlte Rektor bzw. Präsident 
der Hochschule soll wieder ver­
stärkt Vertretungs- bzw. Reprä­
sentationsaufgaben überneh­
men und nur_ eimnal - wieder 
wählbar sein. Auch die Dekane 
sollen bei zweijähriger Amtszeit 
nur zweimal wieder wähll)ar 
sein, damit eine gleichmäßigere 
Lastenverteilung der Professo­
ren in den Fachbereichen sicher­
gestellt wird. Der Kanzler an 
den Hochschulen soll im Zuge 
der neugewonnenen Finanzau­
tonomie gestärkt und auf jeweils 
zehn Jahre gewählt werden. · 

- Die forschungspolitische Zu- · 
sammenarbeit zwischen den -
Hochschulen und anderen For­
schungseinrichtungen bzw. der 
Wirtschaft muß verbessert und· 
die Effizienz des Einsatzes 
staatlicher Forschungsmittel ge­
steigert werden, Die Einwer­
bung von Drittmitteln sollte da­
hingehend unterstützt _werden, 
daß die Mittel den Universitäten 
zur Eigenverwendung zur Ver-

-fügung stehen. Grundlagenfor­
schung und anwendungsorien­
tierte Fqrschung sollten dabei 
verbunden sein. 



- Wir werden flexible Modelle 
znr Verbesserung kostengünsti­
ger Wolumngsangebote in Stn­
dentenheirnen nnd· anderer 
staathcher oder privater Wohn­
henne fördern. 

Kulturförderung trotz 
knapper Kassen 

Kulturpolitik nnterstützt die Be­
dmgnngen für die Entwicklnng 
des Menschen, sein eigenes Leben 
nnd sein Zusannnenleben mit an­
deren. Auch . in Zeiten knapper 
Kassen darf der Konsens über die 
Bedeutnng . der Kulturpolitik für 
Hessen nicht verlorengehen 
Wir wollen · 
- die Vielfalt der hessischen 

Theaterlandschaft erhalten. Um 
die ökonomische Basis der 
Staatstheater nnd städtischen 
Theater zu verbreitern,. sollen 
·sie aus dem öffentlichen Dienst 
herausgelöst nnd in Betriebsfor­
men überführt werden die ein 
eigenveraritWortliches Arbeiten 
ermöglichen nnd die persöuli­
che Verantwortnng ihrer Leiter 
nnd Intendanten vergrößert. Die 
Theater sollen mit Zuschüssen 
ausgestattet werden, die · für 
11_1indestens drei Jahre festgelegt 
smd, um so erfolgreiches Wirt­
schaften für das einzelne Thea­
ter 'attraktiv zu machen. Unver­
zichtbar bleibt die Unterstüt, 
Z!lllg von Festspielen sowie die 
Erhaltnng der vielen kleinen 
Bühnen in privater Hand. · · 

- sicherstellen, daß öffentliche 
nnd private Museen ihren Auf­
gaben des Sannnelns, Forschens 
nnd P. ~entierens gerecht wer­
den konnen. Es geht dabei vor 
allem darum, die Mittel effi­
zienter einzus.etzen. Der Prozeß 

der • Strukrurveränderung der 
Museen wrrd nnterstützt die 
stärkere Vernetzung der kultn" 
rellen. Aktivitäten einer Region 
nnd die fre1w11hge Kooperation 
der Museen untereinander wer­
den gefördert. 

- die musisch-künstlerische Bil­
dnng jnnger Menschen verbes- · 
sern. Musikschulen sind wichti- · 
ge Träger bei der Erfüllnng die­
ser kultnrellen Aufgabe. Es ist 
das Ziel der CDU Hessen, in 
Zusannnenarbeit mit dem Hes­
sischen Musikschulverband 
nnd· den Kommnnen ein Kon­
zept zu erarbeiten, das die Ver-

. sorgnng in allen Teilen Hessens 
sicherstellt. 
das fruchtbare Miteinander pro­
fessioneller nnd ehrenamtlicher 
Arbeit im Kulturbereich för­
dern. D113 ehrenamtliche Enga­
gement ist eme wichtige Berei­
chernng nnd Ergänzung, ohne 
das das kulturelle Leben in Hes­
·sell ärmer wäre. Die vielen Ver­
eine,__ wie z._ B. die regi0nalen 
und uberregronalen Sängerbün­
de, verdienen unsere Unterstüt­
Z!lllg. 
die oenkmale als lebendige 
Zeugen der Geschichte \rnseres 
Landes bewahren. Zwischen 
den staatlichen Auflagen des 
Denkmalschutzes nnd den pri­
vaten Interessen nnd Notwen­
digkeiten muß jederzeit eine . 
sorgfältige Abwägnng stattfin-
den. · 

- Die öffentlichen Bibliotheken in 
Hessen stehen in der Grundver­
sorgung der Bevölkernng mit 
Buchern rrn bnndesweiten Ver­
gleich. nnter Verantwortnng der 
rot-grnnen Landesregierung mit 
an letzter Stelle - Hessen ist 
bibliothekarisch ein Entwick­
lungsland. Die CDU Hessen 
will _die. Versorgnng, vor allem · 

. rrn landhchen mittelhessischen 
Raum, Zug um Zug verbessern. 
Die Brbhotheken müssen nnter­
einand~r bereit. sein, eine Art 
von Zweckverbänden zu bilden 
di_e der Bevölkerung eiri.e breit~ 
Lrteratnrversorgnng garantie­
ren. Es müßte erreicht werden 
daß alle Bibliotheks)räger in ge'. 
gense1t1ger Absprache .neue re­
gionale Schwerpnnkte bilden .. 

1>-;.-~tner der liel.riiitvertrie- · 
benen und deutschen Aus­
siedler 

Hessen ist Heimat für viele Hei­
matvertriebene, Flüchtlinge nnd 
deutsche Aussiedler geworden. 
Diese Menschen haben unser 
Bnndesland mit aufgebai.it. Sie 
haben mit der Bewalrrung ihrer 
Kultnrgüter die Kultnr nnseres 
Landes bereichert. Sie verdie­
nen weiter unsere Unterstüt­
Z!lllg. Es kommen weitere deut­

. sehe Aussiedler zu uns. Sie ha­
ben Anspruch aufunsere Solida-
rität. , . 
Die CDU Hessen sieht sich als 
Partner für die Heimatvertriebe­
nen, die deutscheri Aussiedler. 
und die im östlichen Ausland le­
benden deutschen Volksgrup~ 
pen. ' 
Eine CDU-geführte Landesre­
gierung wird die wertvolle Ar­
beit der Heimatvertriebenenver­
bände würdigen und angemes­
sen unterstützen .. Die KürZ!lll­
gen der rot-grüne)l Landesregie­
rung um rund 50 Prozent werden 
wir rückgängig machen . und 
.Mittel in der Höhe zur Verfü­
gnng stellen, wie sie die frühere 
CDU-Regierung vorgesehen 
hatte. Die 1990 von der CDU­
!feführten · Landesregierung 
ubernommenefi Patenschaften 
über die Landsmannschaft der 
Deutsch-Balten und der Lands­
mannschaft' Weichsel-Warthe 
müssen ernstgen.ommen wer­
den. Wir wollen, daß im Sinne 
einer _wahre!! Verständigung und 
rm Sinne emes gerechten Aus­
gleichs· die Heimatvertriebenen 
ihr kultnrelles Erbe bewahren 
_und ihre . gerechten Anliegen 
a11ch pohtrsch·vertreten können. 

Medienpolitik 

Die CDU will, daß Hessen als 
Medienstandort eine bui.idespo­
htrsche Bedeutung behält und 
ausbaut - nicht .zuletzt auch im 
Hinblick auf die Bedeutnng der 
Medien für den Wirtschafts­
standort Hessen. Erst durch die 
Regierung Wallmaun wurde Pri­
vatrundfunk in Hessen möglich. 
Das von, SPD und GRÜNEN 
verändettePrivatrnndfunkgesetz 
hat zum Ziel, den staatlichen 
Einfluß auf den privaten Rund' 

,_ -· 



funk in Hessen zu vergrößern. 
Die CDU wird das Privatrund­
funkgesetz neu fassen, um die -
notwendige Staatsferne wieder-. 
herzustellen. 
Die CDU will die Wettbewerbs­
fähigkeit der privaten Rund­
funk- und Fernsehanstalten auch 

· für die Zukunft sichern. Fre­
quenzen, die. in Hessen verfüg­
bar sind oder verfügbar werden, 
müssen unverzüglich öffentlich 
ausgeschrieben und 'vergeben 
werden. 
Der Wettbewerb der Fernsehan­
stalten hat ·dort ein Ende, ·wo 
Rechtsbewußtsein und Men­
schenwürde . durch Sendungen 
verletzt werden. Die CDU wird 
dafür sorgen, daß in den Rund­
funkstaatsverträgen und im Lan­
desrundfunkgesetz dem Jugend-

- schutz und deni Schutz der Men­
schenwürde ein höher Stellen­
wert . eingeräumt wird. Eine 
wirksame Kontrolle zur Beach­
tung dieser Werteorientierung in 
den Sendungen der Rundfunk­
und Fernsehanstalten ist durch 
geeignete Maßnahmen sicher­
zustellen. Die unerträglichen 
Gewaltdarstellungen im Fernse­
hen müssen aufhöreri. 

5. Die Freilleit 
der Kommunen 
stärken, Bürokra­
tie_ abbauen 
Mehr Entscheidungsräume 
für Kommunen · 

Politik auf der kommunalen Ebe-
. ne muß zu schnellen tind sachge, 

rechten Problemlösungen führen, 
sie muß vor alleni pragmatisch be­
trieben werden. Deswegen müs­
sen die kommunalen Rechte und 
die kommunalen Entscheidungs­
spielräwne gestärkt werden._ Die 
von der CDU eingeführte l)rrekt­
wahl der Bürgermeister ist em 
sichtbares Zeichen dafür. Die 
Rechte der direkt gewäh[ten Bür­
germeister werden we1terentwik­
kelt, indem ihnen ein eigenes Vor­
schlags-Initiativrecht in den Kom­
munalparlamenten eingeräwnt 
wird. Weiterhin bedarf es der weit­
gehenden ZurüCkverlagerung der 
Planungszuständigkeit auf die 
Kommunen. Die Gängelung der 
Kommunen durch die rot-griine 

' Töpfcheµwirtschaft muß be_endet 
werden.1 

nie CDU -wiff <la~erhaft weniger 
Richtlinien und Vorgaben. Um 
dieses Ziel zu erreichen, werden 
wir zunächst für einen begrenzten 
Zeitrawn Verordnungen und 
Richtlinien aus'i<ltzen, nnt denen 
überzogene bürokratische . Stan­
dards begründet werd7n. Dies gilt 
beispielhaft für die Kindergarten: 
richtlinien, die durch .überzogene 
Standardsetzungen Kindergarten­
plätze zu teuer machen und so .. die 
Einrichtung zusätzlicher Platze 
verhindern. . 
Die CDU Hessen wird in partner­
schaftlicher Zusanrrnenarbe1t nut 
den Kommunen den kommunalen 
Finanzausgleich überarbeiten, wn 
ein den heutigen Lasten angeme­
senes Ausgleich,ssystem zu schaf­
fen. 

Modemes öffentliches D!enst­
recht notwendiger denn ie 

·Eine CDU:geführte Landesregie­
rung wird. sich im Bunde"?! für 

. eine Reform des gesamten offent-
lichen Dienstrechts . ems~tzen. 

. Dies gilt sowohl für die Tanfver-

träge im öffentlichen Dienst (BAT, 
MTB u. a.) - dafür bedarf es des 
Zusanimenw\rkens der Tanfver­
tragsparteien - wie auch für das 
ganze Beamtenrecht. Der Auf" 
stieg in höhere _Besoldungs- bzw. 
Tarifgruppen ist kiit.lftig mcht 
mehr allein von der Ubernalune 
von Personal- und Führungsver­
antwortung abhängig zu machen. 

H:esse~s Vt,rwaltung wird 
sehlank und effizient 

Ein leistungsfähiger öffentlicher 
Dienst und eine leistungsfähige 
Verwaltwig sind für die Zukunft 
unseres Staates und des Wrrt­
schaftsstandortes Hess~, vbr 
allem aber auch für die Burger von 
zentraler Bedeutung. Die ,,Lan­
desverwaltung Hessen 2000" muß 
sich als modernes Dienstlei­
strrngsunternehmen verstehen und 
den Bürger als ,,Krrnden" ansehen. 
schleppende Genehmigungsver­
führen eine bürger- und unterneh­
mens~freundliche :Verwalttmg 
und knappe.Kassen zwmgen dazn, 
die bisherigen Verwaltrrngsaufga­
ben ood den bisherigen V"J:W"1-
trrngsablauf des Landes zu uber­
prüfen und neu zu ordnen. Das be­
deutet nicht den Rückzug des 
Staates aus seiner grundlegenden 
Verantwortung für den öffentll­
chen Bereich. Ziel ist es viehnehr,. 
Reserven auszuschöpfen, dem 
einzelnen mehr Verantwortung zu 
geben und die erforderlichen 

·, Dienstleisttmgen flexibel zu orga­
nisieren·. Dazu müssen entbehrli­
che Verwaltrrngsaufgaben abge­
baut werden, VerfairrenSregelun­
gen und -abläufe gestrafft sowie 
weiter vereinfacht werden. Viele 
vom Staat bisher erfüllte Aufga­
ben können von privaten Unter­
nehmen übernommen werden. 
Die CDU wird . 

. Es muß gewährleistet sein, daß 
künftig die individuelle Bezah­

. lrrng weit mehr an die Qualität rrnl! 
Effizienz der jeweiligen Tätigkeit 
gekoppelt ist. Die künftige Aufga­
benstellrrng des öffentlichen Dien­
stes macht eine Uberprüfung des 
personalvertretungsrechtlichen 
·rnstrwnentariwns erforderlich. 
Die ·Regelrrngen des von der 
CDU-geführten Landesregierung 
vorgelegten Hessischen Personal­
vertretungsgesetzes hatten sich 
bewährt. Die von Rot-Orün in der 
Zwischenzeit vorgenonunenen 
Änderungen werden korrigiert. 
Mehr noch als damals muß heute 
auf veränderte Anforderungen 
kurzfristig rrnd flexibel reagiert -
werden können. Das führt dazu, 
daß der einzelne mehr Entfal­
tungsraum, aber auch mehr Ver­
antwortung beko!IlIIlt. 

_ eine gestraffi:e, effiZlente und 
bürgernahe Verwaltung schaf­
fen bürokratische Erschwernis­
se durch ein modernes Verwal­
tungsmanagement abbauen und 
ein effizientes Controllmg-­
System einrichten. 

_. die Verwaltrrngsstruktur verbes­
sern. Durch den Abbau über­
flüssiger Regulierungen- und 
duich zielgerichtete Verfa!Jren 
werden wir Verwaltungsablaufe 
straffen und beschleumgen. Wrr 
wollen ausschließen, daß mehr 
als zwei VerwaJttmgsebe11en nnt 
derselben Sache befaßt werden. 

_ die Arbeitsbedingungen der Be­
diensteten im _öffenthchgi 
Dienst verbessern. Die Erh_o­
hung ihrer .Motiv~tion führt 
letztlich Zll emer großeren Lei­
strmgskraft der Vefwaitung. Da­
zu. gehört auch eine le~strrn~ge- -
rechte Besoldung, die künftig 

. auf eiller Kombination von 



Dienstalters- und Leistungss~- . 
fen bei;:uben soll. Die Laufbah­
nen mussen durchlässiger wer-
den. . 

- den Umlandverband Frankfurt 
un Hmb)tck auf seinen räumli­
chen Zu.schnitt, seine Aufga­
benzuwei~W1g und seine Organ­
struktur auf den Prüfstand stel­
len. 

- die . GenehmigW1gsverf~n 
durch em effizientes Projektmac 
nageme!'t vereinfachen urid be- · 
schleumgen. Mittel dazu sind 
vor .allem: Antragskonferenz 
verstärkte BerücksichtigW1g an: 
erkannter privater Sachverstän­
diger,_ Einführung von Typge­
nehmigilllgen oder allgemeine 
Bewmchtungen, „Sternverfah­
ren , Fnstsetzung für. die Ste!­
l'!"gnahmen der b.eteiligten Be­
horden, Begrenzung der fachli­
chen Stellll!'gnahrnen und stän-. 
dige Begleitung W1d Diirchfor­
stung. der Genehmigilllgsver­
fahren W1ter EinbeziehW1g ex­
terner Unternehmensberater. 

- die Hessische . Gemeindeord­
l1W1g- ms besondere den § 121 _ 
andern, um die bisher von den 
Gememden selbst wahrgenom-

menen· Aufgaben in .. ander~n 
wirtschaftlichen Organi­
sationsformen effizienter aus­
führen zu können. 

- öffentl.iche Aufgaben privatisie­
~!'n. Dies bedeutet vorrangig die 
Uberführung ·öffentlicher .. Auf­
gaben, z. B. Teile des Staats­
hochbaus, der Staatsbauverwal­
tung, der Staatsbäder, die Kfz­
Werkstätten der POiizei, Kanti­
nen, Wartung des Fuhrparks, 
Elchverwaltung, Datenverar­
beitung (Rechenzentrum), Ge- . 
bäudereinigW1g, Grünflächen~ 
pflege, landwirtschaftliche Bo­
denuntersuchW1g oder Materi­
alprüfungen in private Hand. 

Privatisierung soll nicht nur dann 
ins Auge gefaßt werden, wenn bis­
herige Aufgaben durch Private bei 
gleichem Standard. billiger er­
bracht werdeµ, sondern auch bei 
neu auf die Gemeinden zukom­
menden Aufgaben. Es ist Aufgabe 
des Staates, zu garantieren, daß er­
forderliche · Leistungen kosten­

. günstig erbracht werden - gleich­
gültig, ob sie von Privaten oder 
von der öffentlichen Hand erstellt 

werden. Gerade a~s den neuen 
Bundesländern gibt es eine Viel­
zahl von Beispielen, in denen bis­
her vom Staat wahrgenommene 
Aufgaben-wiez. B. Bau W1dBe, 
tneb von Abwasserreinigilllgsan.­
lagen .~ von Privaten erfolgreich 
W1d ~ostengünstig erbracht wer-
den. · 

Komrnunalverfassung 
reformieren 

· bielen;ohrie .ETiolg ist. u-am:~1m 
Gegensatz zur WohnW1gspolitik 
der CDU-geführten BW1desregie­
fW1g setzte die rot-grline Landes­
regiefW1g auf eine starre Förde­
=g µiit langen BindW1gsfristen 
W1'd vernachlässigte dadurch 

Die CDU will die Rechte der di- marktgerechte und einkommens-
rekt gewählten Bürgermeister und · orientierte Modelle. . 
Landräte s.tärken. Eine Änderung In regionalen RaumordnW1gsplä­
des KommW1alverfassungsrechts nen wurden zuwenig Wohngebie-
1st deshalb W1umgänglich. te ausgewiesen, W1d der Bau von 
Die CDU will dem DirektgewäW- WohnW1gen wurde durch zusätzli­
ten deshalb . ehe AnfordefW1gen des BaW1e­
- ein eigenes Antragsrecht in der benrechts erschwert, In Zukunft 

kommW1alen Vertretungskör- . wird es. vor allem darum gehen, 
perschaft, · zusätzliches privates Kapital für 

- eine umfassende Geschäftsver- · den. freifinanzierten ebenso wie 
tei!W1gskompetenz sowie ein · · für den sozialen Wohnungsbau zu 
W1bedingtes Einspruchsrecht mobilisieren. Die ausreichende 
gegen Beschlüsse des Gemein- Bereitstellting von Bauland muß 
devorstandes Investitionen am Markt für Miet~ 

einräumen. Die CDU will auch . wohnW1gen wie Wohneigentum 
die kommunale Wahlperiode auf ermöglichen. Der Verkauf preis-
fünf Jahre verlängern W1d die di- günstigen Baulands durch die 
rekte Persönlichkeitswahl (Kumu- KommW1en, die verstärkte Über-

lieren und Pan.Schieren bzw. 
Wahl der Hälfte der Kandidaten in 
Wahlkreisen). eiirlühreii. Die Uni­
on verspricht sich von dieser di­
rekten Persönlichkeitswahl größe­
re Mitwirkungsmöglichkeiten je­
des emzelnen .Bürgers bei den je­
weiligen KommW1alwahlen. 

6.Mehr 
Wohnungen 
durch neue )Vege 
Ein gutes und preisgünstiges 
Wohnungsangebot auch in den 
Ballungszentren ist nach wie ·vor 
eine der wichtigsten Aufgaben. 
Langfristige RahmenbedingW1-
gen für Investitionen ·im 'Woh­
nW1gsbau müssen Sicherheit. bie­
ten. Eine Flexibilisierung der Mie­
ten wie. der EinkOllW1ensgrenzen 
für den. sozialen WohnW1gsbau ist 
angezeigt, . da unflexible Vor-. 
schriften dazu führen, daß die 
Wohnungssuche vieler, wie z. B. 
von Familien mit Kindern oder 
von Facharbeitern in.Bal]ungsiie-, 

lassungvon Bauland im Wege des 
Erbbaurechts, ein verschlanktes 
Baurecht sowie die Öffi1W1g von 
entsprechenden Fördermodellen 
für jW1ge Familien markieren den 
Weg der CDU-WohnW1gspolitik. 
Der Emsatz von privatem Kapital 
setzt eme hinreichende Rendite 
und Verfüglllgsicherheit über das· 
Eigentum voraus. Deswegen sind 
für neu zu errichtende freifinan• 
zierte Wohnungen die lenkenden 
Maßnahmen des Staates schritt­
weise aufzugeben, damit das En­
gagement großer Wohnlingsbau­
gesellschaften, · Lebensversiche­
rungen, aber auch von privaten 
Bauherren mit kleineren Objekten' 
zur persönlichen Altersvorsorge 
wiedergewonnen · werden kann. 
Wir werden uns auch für eine Frei­
stellung bei der Erbschaftssteuer 
einsetzen, soweit die' davon betrof­
fenen Mittel binnen Jahresfrist 
dem Wohnungsneubau zugeführt 
werden. Damit. soll ein größerer 
Anreiz geschaffen werden; zumin­
dest einen Teil der gewaltigen Ver­
mögensübertraglllgen in der Bun­
desrepublikDeutschland von über 
zwei Billionen DM -bis zum Jahr 
2000 aus Erbfällen dem Woh-



nungsneubau zuZuführen. 
Wir wollen 
- daß der öffentliph geförderte so­

. · ziale Wohnnngshau .nicht auf 
die untersten Einkonnnensgren­
zen eingeengt wird, Die Versor­
gungsprobleme eines neuen Ar­
beitnehmermittelstandes mit er­
schwinglichem Wohnraum 
müssen gelöst werden. Die 
Bundesregierung hat dazu neue 
Regelungen geschaffen, die 
jetzt unverzüglich in den Län­
dern umgesetzt werden müssen. 
Daher will die CDU Hessen die 
Belegung von Sozialwohnun­
gen unabhängig von starren 
Einkonnnensgrenzen auch in 
Hessen neu gestalten. Der Weg 
der einkonnnensabhängigen 
Mieten •löst dabei gleichzeitig 
wenigstens für die Zukunft, das 
Problem der Fehlbelegung. Zu­
dem, wrrd geprillt werden, in­
wieweit Mittel des · sozialen 
Wohnungsbaus für ein „Woh­
µungsbausonderprogrannn" (z. 
B. für soziale Dienstleistungs­
berufe, Polizei-, Justizangehöri­
ge) reserviert werden können. 

- die Bildung von Wohneigentum 
zugunsten breiter Schichten der 
Bevölkerung verbessern. Dabei 
ist der Förderung von Familien 
mit Kindern Vorrang einzuräu­
men. DurchHgeukapitalbeihil­
fen können für iliesen Personen­
kreis neue Wohnungen geschaf­
fen und gleichzeitig der Einsatz 
privaten Kapitals verbessert 
werden. · · 

- '(;USätzliches Bauland durch eine 
Uberarbeitung der regionalen 
Raumordnungspläne gewinnen 
und den Konnnunen finanzielle 
Arrreize (z. B. über den konnnu­
nalen Finanzausgleich) geben, 
Wohnbauland bereitzustellen. 
Dabei solJen Wohn- und Gewer­
begebiete so ausgewiesen wer­
den, daß sie sich an den gegebe­
nen Jnfrastruktnren orientieren 
zumindest aber bereits vorhan: 
denen Siedlungs- und Gewerbe­
bereichen zugeordnet werden. 

- eine flexiblere, unbürokratische 
und den Bedürfuissen .vor Ort 
gerecht werdende Planung 

durch ein neues Landespla­
nungsgesetz ermöglichen, das 
den Konnnunen mehr Kompe-
tenz zuweist. , 

~ ill,tß frei w~~dende Kasernenge­
lände verstärkt von Gemeinden 
=. Umsetzung konnnunaler 
Bauvorhaben genutzt werden 
können. 

- privates Kapital auch für zusätz­
liche Sozia1wohnungen gewin­
nen, indem die Bindungsfristen 
auf 10 Jahre verkürzt werden­
auch dem Werkswohnungsba~ 
ist besondere Aufmerksamkeit 
zuzuwenden. , . 

- durch landespolitische Maßnah- · 
me~ dazu _beitragen, daß Bauen 
btlhger wird. Dazu gehört die 
Streichung der in Hessen erho­
benen Ausgleichsabgabe für 
Natnrschutz in innerstädtischen 
Bereichen genauso wie die Ent­
rfunpelung des Bau- und Bau­
nebenrechts. purch Verbesse­
rung der Hessischen Bauord­
nung .ist überdi~s zu erreichen, 
daß Baugenehmigungsverfah­
ren so vereinfacht werden, daß 
die Attraktivität des ·wirt­
schaftsstandortes Hessen ge­
steigert wird. 

7. Den sozialen 
Wandel aktiv 
gestalten 
Jed~r soll s.ein Leben in Freiheit, 
ei~ener Verantwortung und unter 
wurdigen . Bedingungen führen 
konnen. Diesem Ziel dient soziale 
Gesellschaftspolitik: Struktnren 
schaffen, die Freiheitsräume Räu­
me der Selbst- und Mitv~twor­
tung, sozialen Frieden und Ge­
rechtigkeit sichern. 

·Grundprinzipien uriserer·sozialen 
Gesellschaftspolitik sind Solidari­
tät und Subsidiarität. An diesen 
Zielen und Prinzipien orientiert 
steh auch die soziale Gesell­
schaftspofüik für Hessen · 

Besonders in den Jabien kmlpper · 
Ressourcen braucht diese Politik 
Prioritäten, hohe Zielgenauigkeit 
und Augenm.aß. Dabei muß auch 
das Wirtsshaftlichkeitsprinzip im 
Dienste der Sozialpolitik stehen. 
Soviel Hilfe und Unterstützung 
aus "knappen Mitteln gewinnen 
wie möglich, effizient fördern und 
intelligente Aureize schaffen. Prä­
vention und Vorbeugung stehen 
aber im Vordergrund. 
Weder mit der Anwendung des 
„Gießkannenprinzips" noch mit 
einer einseitigen Klientel-Bedie­
nung kann der soziale Wandel ak­
tiv gestaltet werden, Die Landes­
politik muß wieder den Mut ha­
ben, sich nicht Zum Anwalt b\llie­
biger Forderungskataloge zu ma­
chen, sondern sfoh mit Ehrlich­
keit, Vertrauenswürdigkeit. und 
Offenheit den wirklichen Proble­
men zu stellen. 
Ebensowenig darf staatliche För­
derung gesellschaftliches und pri­
vates Engagement verdrängen. 
Die Förderung muß verstärkt unter 

. dem Gesichtspunkt gewertet wer­
den; daß sie ein Aureiz für die Ent­
faltung eigener Initiative bietet 
(Hilfe = Selbsthilfe). Auch die 
Bedingungen für den Einsatz pri­
vaten Kapitals für soziale Dienst­
leistungeri sind zil verbessern, 
wenn dadurch bei mindestens 
gleicher Qualität die Reichweite 

· der Versorgung erhöht werden 
kann. Staatliche Leistungen müs­
sen immer wieder darauflrin über­
prüft werden, ob sie an <!er richti­
gen Stelle und in der richtigen Hö­
he ausgegeben werden. 



Durch die rot"grüne Landesregie­
rung wurde eine Sozialpolitik be­
trieben, die sich weniger an den 
Bedürfuissen der sozial Schwä­
cheren als viehnehr an tagespoliti­
schen Schlagzeilen au.srichtete. 
Die Forderung nach Freigabe von 
Drogen oder die. Bezuschussung 
von schwul-lesbischen Aktionsta­
gen sind Ausdruck rot-grüner 
Spielwiesen. Dagegen wurden die 
Landesförderung für die Stiftung 
,,Mutter und Kind" unddie Eltern- · 
entlastung im Kindergl!f(engesetz 
gestrichen und die Mittel für Be­
hinderteneinrichtungen gekürzt. 
Die CDU setzt sich daher für eine 
Korrektur der hessischen Sozial­
politik ein, die den Schwächeren 
wirklich hilft und eigenes Engage­
ment sowie die Bereitschaft zur · 
Übemalune von Verantwortuiig 
unterstützt. 

Die Herausforderungen der 
Sozialpolitik annehmen 

Die. CDU Hessen ·wird nach Re­
gierungsübemaltme an die erfolg­
reiche Sozialpolitik ihrer Regie­
rungszeitl 987 bis 1991 anknüp­
fen, in der wegweisende Akzente 
bei Kindergärten, Alten- und Be­
hinderteneinrichtungen sowie So­
zialstationen gesetzt wurden. 
'Im Rahmen der finanzpolitischen 
Bedingungen werden wir eine 
neue „Soziale Investitionsoffensi­
ve" eröffnen. 
Wir werden die erheblichen Defi­
zite der rot'grünen Landesregie­
rung aufarbeiten und als Pl!f(ner 
der Eltern unser Kindergarten­
Aktionsprogramm „Vollversor­
gung '96". umsetzen. Unter Stär­
kung der Selbstverantwortung und 
Selbstverwaltung der Träger und 
Kommunen w6rden wir 
- für jedes Kind im Kindergarten­

alter einen Platz im Kindergar­
ten bereitstellen, 

- die örtlichen Träger bei der Rea­
lisierung des Rechtsanspruchs 
auf einen Kindergartenplatz 
nicht im Stich lassen, 

- die Bevormundung durch über-
zogene Kindertagesstätten-
Richtlinien beenden, 

- die umfassende Aufsichtsfunk-

.tion des Landesjugendamtes 
über Kindergärten auf einen 
Kernbereich festlegen, 

- die Investitionsfinanzierung 
von einer. anteilsmäßigen,_ auf 

· eine Festbetragsfmanzierung 
umstellen, 

- über finanzielle Anreize Kin­
. dergartenträger fördern, die bei 
einem Nachfrageüberhang be­
fristet zusätzliche Kinder auf­
nehmen, 

- in Abstimmung zwischen Land, 
Arbeitsamt, Berufsverbänden 
und Trägem Fragen der Ausbil- . 
dung, Weiterqualifizierung und 
Berufsperspektive der Mitarbei­
terinnen und Mitarbeiter in Kin­
dergärten den Erfordernissen 
eines modernen und attraktiven 
Berufsbildes anpassen, 

- prüfen, inwieweit Mittel des so­
zialen Wohnungsbaus für ein 
„Wohnungsbausonderpro- · 
grarnm" reserviert werden kön­
nen, das insbesondere sozialen 
Dienstleistungsberufen ·offen­
steht. 

Die CDU steht für soziale Struk­
turpolitik. Sie hat unter Federfüh­
rung von Bundessozialminister 
Norbert Blüm mit der Einführung 
der Pflegeversicherung gezeigt, 
welche herausragende Bedeutung 
sie der Politik für pflegebedürftige 
Menschen beimißt. 
Eine CDU-geführte Landesregie-
rung wird . 
- den Erfordernissen der Pflege­

versicherung Rechnung tragen 
und füi den Auf- und Ausbau 
der pflegerischen Infrastruktur 
sorgen. 

- sich dabei an den Grundsätzen 
„Rehabilitation vor Pflege" so­

- wie „häusliche und ambulante 
Betreuung geht vor stationäre 
Pflege" orientieren. 

- das „betreute Wohnen'-' in Zu­
sammenarbeitmit den Kommu­
nen fördern. 

- für das Vorhalten eines flankie­
renden Netzes an Sozialstatio­
nen und ambulanten Diensten 
sorgen. 

- den Auf- und Ausbau eines qua­
lifizierten Geriatrie- und Reha­
bilitationsangebotes für .ältere 
Menschen vorantreiben: 

- die Nutzuog moderner Techno­
logien als Arbeitserleichterung 
und Hilfe für die Pflege fördern. 

- Altenpolitik als herausragende 
Zukunftsaufgabe für alle Gene-
rationen begreifen. _ · . :· 

Körperlich, geistig und seelisch 
behmderte Menschen.bedürfen in 
besonderem Maße der Zuwen­
dung und des Schuizes. Die CDU . 
wendet sich gegen jegliche Aus-. 
grenzung von Menschen mit Be­
hinderungen. Unsere besonderen 
Bemühungen gelten . . 
- der Förderung von. Emnchtun­

gen, der Früherkeunung und 
Frühförderung, . 

· ~ · Maßnaliineri -der Ausbildung 
und beruflichen Förderung, 

- dem Ausbau von Wohn- und 
Arbeitsplätzen für behinderte 
Mitbürger. 

Eine CDU-geführte Landesregie­
rung wird auf der Grundlage ihrer 
bewährten Priiizipien, die für So­
zialpolitik prägend waren und 
sind, im Zusammenwirken mit 
den Beteiligten die soziale Ausge­
staltung des Landes verbessern. 
Dabei werden wir · 
- sozialpolitische Fördermaßnah-

men verstärkt nach dem Subsi­
diaritätsprinzip ausrichten; 
kirchliche, freigemeinnützige 
und private Träger sollen wis­
sen, daß ilmen die CDU Hessen 
Vorfahr! einräumt. 
Seniorenvertretungen, Behin­
dertenverbände und Organi­
sationen, die durch ihr sozialpo­
litisches Engagement einen 
wichtigen Beitrag für unsere 
Gesellschaft leisten, im Rahmen 
eines sozialen Dialogs unter­
stützen und fördern. 

- in sozialen Einrichtungen, in de­
nen nach Tagespflegesätzen ab­
gereehnet wird, prüfen, inwie- . 
weit mehr Leistungsqualität und 
Wirtschaftlichkeit, u. a. durch 
Festbeträge, erzielt werden kön­
nen, ohne eine sozialwürdige 
Versorgung zu gefährden. 

Der Schutz des ungeborenen Le­
bens steht im Zentrum christlich­
demokratischer Familienpolitik. 
Einen hessischen Sonderweg bei 
der Finanzierung von Schwanger­
schaftsabbrüchen oder andere ver­
gleiclibare Alleingänge wird . es 
nicht mehr geben. Es müssen Mit­
tel bereitgestellt werden für dieje­
nigen, die sich trotz einer Notlage. 
fürihr Kind entschieden haben (z. 
B. Stiftung „Mutter und Kind"). 
Die Jugendarbeit in unserer Ge­
sellschaft ist in besonderem Maße 

'<lllgewiesen auf das ehrenamtliche 
Engagement vieler Bürger in den 
Vereinen, Organisationen und 
Verbänden. Die CDU Hessen wird 
- die Jugendarbeit fördern und 

das ehrenamtliche Engagement 
stärken und 

, das neue Kinder· und Jugend­
hilferecht umsetzen und die 
dringend erforderlichen Aus­
führungsgesetze zur fügendar­
beit und zur Förderung von Kin­
dern in Tageseinrichtungen und 
in der Tagespflege vorlegen. 

Eirie erfolgreiche Jugendpolitik 
muß auch die mit den extremen 
politischen Erscheinungen ver­
bundenen Herausforderungen an­
nehmen. in diesem Zusammen­
hang bekommen Fragen der Aus-

I • 



und Weiterbildung und des Ar­
beitsplatZes ein besonderes Ge­
wicht und müssen in den Mittel· 

· punkt politischen Handelns · g<;­
rückt werden. 
Gesundheitspolitik ist ein fort­
währender dynamischer Prozeß. 
Wrr werden deshalb 

. - die nächste Stufe der Gesund­
heitsstrukturreform begleiten 
und die Gesundheitspolillk iin 
Lande so gestalten, indem früh-

. ze.itig und dauerhaft der Dialog 
nut den Betroffenen geführt 
wird. Es wird eine ,,konzertierte 
Aktion"· auf Landeseberie ein-

gerichtet, in der' neue Entwick­
lungen in der Gesundheitspoli­
tik vorbereitet und analysiert; 
sachbezogene Informationen 
und Meinungen ausgetauscht 
und insbesondere iin Vorfeld 
wichtiger· Entscheidungen 
Grundlagen erarbeitet und Hil­
festellungen gegeben werden.· 

- uns für eine Zurückführung der 
staatlichen Planungskompeten­
zen bei Krankenhäusern einset­
zen, um ein flexibleres Handeln 
und .mehi kostendämpfenden 
Wettbewerb zu ermöglichen. 

- den Ausbau eines umfassenden 
und differenzierten Systems der 
Nachsorge und Rehabilitation 
-fördern. . 

- Fragen der Gesundheitserzie-
hung .und -förderung, der Prä­
vention und Vorsorge in den · 
Vordergrund rücken. ·· . 

- bei Gesundheitsämtern ein Be­
ratungsangebot für AlDS-Kran­
ke und -Infizierte vorsehen. Vor 
allem müssen die präventiven 
Maßnalrinen verstärkt werden, 
um eine weitere Ausbreitung 
der Krankheit zu verhindern. 

- bei der Förderung ·von Bera­
tungsstellen und des Therapie­
angebotes die Drogenabstinenz 
als oberstes Gebot ansehen. Be­
währte Maßnahmen wie Substi­
tution mit Methadon werden 

· dort weitergeführt, wo Drogen­
krariken nicht anders geholfen 
werden kanti. 

Die CDU bekennt sich zum nie­
dergelassenen, eigenverantwort­
lich und freiberuflich tätigen Arzt 
als Fundament unseres freiheitli- · 
chen Gesundheitswesens. 
Eine CDU-geführte Landes~e­
rung wrrd das Verwaltungshan-

- - - -

dein auch in der Sozial- tind Ge­
sundheitspolitik optimieren und 
deshalb 
- die 1991 vorgenommene Zwei­

teilung des hessischen Sozial­
ministeriums ändern, da sie sich 
in ihrerjetzigen Form nicht be­
währt hat 

- bestehende Richtlinien iin Hin­
. blick auf eine Effizienzsteige­
. rung und Entbürokratisierungs­

möglichkeiten überprüfen. 
- Soweit es in einzelnen Berei­

chen der Sozialpolitik möglich 
ist, strebt die CDU eine stärkere 
Verlagerung der Entschei- · 

-- --- -----

dungsbefugnisse bei Genehmi­
gungen und . Förderungen auf" 
unteren .Ebenen an, zugunsten 
von mehr Orts- und Bürgernä­
he. 

Frauenpolitik braucht 
Partnerschaft 

Die Frauenpolitik der CDU setzt 
Partnerschaft von Frau und Mann 
voraus. Gleichberechtigung be­
deutet nicht GleichmachereL Vor­
aussetzung für Gleichberechti­
gung ist Gleichwertigkeit, Frauen 
und Männer haben die gleichen · 
Rechte und Pflichten. Die gesell­
schaftliche Anerkennung· dieser 
Gleichwertigkeit ist Vorausset­
zung dafür; daß Frauen und Män­
ner gleiche Chancen in allen ge­
sellschaftlichen Bereichen haben. 
Die CDU Hessen setzt dabei auf 
die Begabung, Fähigkeiten und 
Wünsche von Frauen und Män­
nern und lehnt dirigistische Maß­
nahmen ab. 
Rolle und Bewußtsein der Frauen 
haben sich in den vergangenen 
Jahrzehnten insbesondere auf­
grund verbesserter Bildungs- und 

. Ausbildungschancen · grundle­
gend verändert. Dies zeigt sich 
ganz besonders. iri den verändeiten 
Vorstellurigen von Frauen über ih­
re persönliche Lebensplanung. 
Ein Leben in und mit der Familie 
und Erfolg iin Beruf stehen als 
gleichrangiges Lebensziel neben­
einander. Zur Verwrrklichung 
müssen allerdings Probleme wie 
die zu geringe Anerkennung der 
Familien- und Erziehungsarbeit, 
die mangelnde Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf und die 
Schwierigkeit beim Einstieg oder 

Wiedereinstieg in den Bernf nach 
der Familienphase gelöst werden. 
Auch das Vorurteil von Arbeitge­
bern, die in einer möglichen 
Schwangerschaft einer Bewerbe­
rin ·ein betriebliches Kostenrisiko 
sehen und dies höher einschätzen 
als deren Fähigkeiten und Qualifi­
kation, muß endlich abgebaut wer­
den. 
Die Politik allein kann diese Pro­
bleme nicht lösen. Ihre Aufgabe 
ist es, · Rahmenbedingungen zu 
schaffen, die Frauen eine gleich­
berechtigte Teilhabe ·an allen ge­
sellschaftlichen Bereichen und 
Beteiligung in allen gesellschaftli­
chen Entscheidungsgternien er­
möglichen. , 
Das Hessische Gleichberechti' 
gungsgesetz erfüllt diese Ansprü­
che nicht. Es wird deshalb auf sei­
ne Verfassungsmäßigkeit,. Durch­
führbarkeit und Finanzierbarkeit 
überprüft. Einseitige Bevorzugun, 

. gen und Quotenregelungen lehnt 
die CDU Hessen geriauso ab wie 
die· überbürokratisierte Institutio­
nalisierung von Fraueninteressen 
durch Gesetze. Unser Ziel ist. es, 
Frauen stärker in politische. und 
gesellschaftliche Verantwortung 
eirizubeziehen. 

Frauenpolitik ist eine alle 
Lebensbereiche umfassende 
Aufgabe 

Sie muß· sich ~llen Politikfeldern 
widmen und, soweit öflentliche 
Haushalte angesprochen sind, im 
Rahmen der finanzwiitschaftli­
chen Möglichkeiten nach Lösun­
gen suchen. Die Sorgen um den 
Arbeitsplatz, die Wohnungen, Er­
ziehung und Bildung unserer Kin­
der, der öffentliche Personennah­
verkehr, die zunehmende-Gewalt­
bereitschaft und die wachsenden 
Probleme der älteren Generation 
berühren die Gesellschaft allge­
mein. 
Frauen sind jedoch in besonderem 
Maße tangiert: Die Arbeitsplätze 
'von Frauen sind in Zeiten wirt­
schaftlicher Rezession stärker ge­
fährdet, Familien mit Kindern sind 
besönders auf Wohnraum zu er­
schwinglichen Bedingungen an­
gewiesen. Für Frauen, die über­
wiegend die Pflege Familienange­
höriger und die <lamit verbunde­
nen Belastungen tragen, sind die 
Absicherung des Pflegefallrisikos 



und die Möglichkeit der Entla­
stung dnrch ambulante und teilsta­
tionäre Pflegedienste von überra­
gender Bedeutung. 
Von Gewalt betroffenen Frauen 
und Kindern Schutz und Hilfe zu 
gewähren (z.B. in Frauenhäusern) 
ist .· eine gesellschaftspolitische 
Aufgabe. 

Arbeit in der Familie und 
Arbeit im Beruf 

Arbeit in der Familie und Arbeit 
im Beruf müssen den gleichen.ge­
sellschaftlichen Stellenwert erhal­
ten. Alleinerziehende Mütter und 
Väter haben einen Anspruch auf 
gesellschaftliche Hilfe und Unter­
stütZung. Das Recht des Kindes 
auf Erziehung und Betreuung in 
der Familie - besonders in den 
ersten drei Lebensjahren - muß 
wieder ein größeres Gewicht be­

. kommen und muß Vorrang vor der 
„Selbstverwirklichung'' der Eltern 
im Beruf haben. Frauen und auch 
zunehmend · Mäuner nutzen ·die 
Möglichkeit des Erziehungsur­
laubs. Sie müssen nach der Fami­
lienphase wieder auf qualifizierte 
Arbeitsplätze zurückkehren kön­
nen, deshalb sind fainilienbeglei­
tende Fort- und Weiterbildungs­
maßnabmen notwendig. Flexible 
Arbeitszeiten und Teilzeitarbeits­
plätze sind Voraussetzung für .die 
Vereinbarkeit von Familie und Be-
ruf. . -
Frauenförderung darf sich · nicht 
auf die. berufliche Förderung be­
schränken. Frau.en sind auch fami­
lien- und kinderorientiert. Sie er­
warten eine bessere A.Ilerkennllllg 
ihrer Haushalts- und Fainilientä­
tigkeit. Die Frauenpolitik der 
CDU hat der Tätigkeit in der Fa­
milie stets einen besonderen Wert 
beigemessen. Frauenpolitik be­
deutet für die CDU auch Familien­
förderung. 

Asylkompromiß umsetzen 

Die CDU wird dafür sorgen, daß 
endlich auch in Hessen der Asyl­
kompromiß in allen Punkten um­
gesetzt wird. Bereits· kurze Zeit 
nach Verabschiedung der neuen 
Asylgesetze in Bonn sind die 
Asylbewerberzahlen erheblich zu­
rückgegangen. Wir werden auch 
hier die rot-grüne .Blockade been­
den und den eingeschlagenen Weg 

zur Verminderung des Zugangs 
unberechtigter Asylbewerber wei­
tergehen. ' 
Wir werden 

das Asylbewerberleistungsge­
setz konsequent umsetzen und 
den Unterhalt von Asylbewer­
bern durch Naturalien - nicht 
dnrch Geld - gewährleisten. 
eine Gesetzesänderung anstre­
bffi, die eine Anwendung des 
Asylbewerberleistungsgesetzes 
auch auf solche Asylbewerber 
vorsieht, die schon länger als ein 
Jahr in Deutschland leben. 
abgelehnte Asylbewerber ent­
sprechend den geltenden Geset­
zen konsequent abschieben und 
zentrale Abschiebestellen und 
ausreichende Haftkapazitäten in 
Hessen einrichten, 

- Wir werden Schlepperorganisa­
tionen, die Wirtschaftsflüchtlin­
ge in die Bundesrepublik 
Deutschland einschleusen, auf 
der Grundlage cles neuen Ver­
brechensbekämpjimgsgesetz"s. 
schärfer bekämpfen. · · 

Gutes Miteinander von 
Dentschen und Ausländern 

In der Bundesrepublik Deutsch­
land leben heute rund sieben Mil­
lionen Ausländer. Mehr als die 
Hälfte von ihnen wohnt und arbei­
tet hier seit über 10 J.ahren. Die · 
große Mehrzahl der in unserem 
Land lebenden Ausländer will auf 
Dauer hier bleiben. 
- Unser Ziel ist ein gutes Mitein­

ander von Deutschen und. den 
bei nns lebenden Ausländern. 
Nicht nur der Staat und seine 
Einrichtungen, sondern die ge­
samte Gesellschaft sind hier ge­
fordert. Kirchen, Gewerkschaf­
ten; Verbände und andere ge­
sellschaftliche Gruppen können 
für ein friedliches Zusannnenle­
ben zwischen Deutschen und 
Ausländern einen wichtigen 
Beitrag leisten. 
Die CDU will ein ausländer­
freundliches Klima in unserem 
Land erhalten. Wir stehen in po­

, litischer Geguerschaft iu alkn, 
die Fremdenangst · schüren, 
diskriminierende Parolen ver­
breiten und anNeidinstinkte ap­
pellieren. Ebenso muß aber 
auch der politische Extremis-. 
mus vpn Ausländern bekämpft 
werden: Unser Verhältnis zu den 

bei uns lebenden Ausländern 
muß. von den gleichen Wert-· 
maßstäben geprägt sein, die wir 
für das Zusannnenleben der 
Deutschen untereinander als 
verbindlich ansehen. Mehrfach­
Staatsangehörigkeiten müssen 
Ausnahme bleiben. Wir lehnen 
daher Forderungen ab, daß jeder 
in Deutschland geborene Aus­
länder automatisch die .deutsche 
Staatsangehörigkeit erhalten 
soll. 

Es kann kein kommunales Wahl­
recht für Ausländer geben, die 
nicht Bürger der Europäischen 
Union sind. Die CDU wird Initia­
tiven fördern, die das Verständnis 
zwischen Deutschen und Auslän­
dern weiter verbessern und Aus­
ländern die Integration erleich­
tern. Dazu gehört vor allem das 
Angebot zur einfachen Einbürge­
rung für lange hier lebende Aus­
länder. 

Integration der hier' lebenden 
Ausländer verbessern 

Die Grundwerte unserer Politik 
verpflichten uns zur Integration 
derjenigen ausländischen Arbeit" 
nehmer und iluer Familien .in Ge­
sellschaft, Staat, Arbeitswelt und 
Kultur, die seit langem bei uns le­
ben und auf Dauer hier Heimat 
finden wollen. Dabei müssen wir 
Rücksicht nehmen auf die schwie­
rige . mens('.hliche . Situation von 
Ausländern, die im Spannungs­
feld zwischen zwei Kulturen le­
ben. Jeder soll die Möglichkeitha-· 

. ben, nach seinen eigenen kulturel­
len und religiösen Vorstellungen 
zu leben. Die Ausländer müssen 
ihrerseits bereit sein, sich in die 
Gemeinschaft aller Bürger ·ein­
zugliedern, d. h. sie müssen unsere 
Rechtsvorschriften und Lebens­
formen achten sowie die Men­
schenwürde und Wertordnung un­
serer Verfassung respektieren. Ins­
besondere im Hinblick auf die 
Ausländer der zweiten und dritten 
Generatioß, die hier aufgewach­
sen sind und überwiegend auf 

' . 
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Dauer bei uns bleiben wollen, gibt 
~s zu err.i-~r ko~sequenten integci­
t10nspohtik kerne Alternative. 

, Gleichwohl lassen die Integra­
l tionsktaft unserer Gesellschaft · 
· der Arbeitsmarkt, die Begrenzt:· 

he1t der Ressourcen die unbe­
grenzte Aufuahme von Auslän­
dern; die noch Z\l uns kommen 
wollen, nicht Zll Es darf nicht 
übersehen werden; daß die soziale 
und kulturelle Integrationsfühig­
keit jeder Gesellschaft begrenzt 
ist. Wer darauf keme Rücksicht 
nimmt, fördert zumindest unbec 
wußt Ausländerfeindlichkeit und 
soziale Konflikte und erreicht da­
mit das Gegenteil einer Auslän­
derpolitik, die · am christlichen 

·Verständnis vom Menschen orien­
tiert ist. 

Sport 

Der Sport]Jat für die!:DU Hessen 
eine hohe soziale, gesundheitliche 
und erzieherischeBedeutung. Die 
CDU will dies,_Bedeutung im Be­
wußtsem der Offentlichkeit stär­
ken und sportliche Betätigung 
vielfältig fördern, damit ihr Wert 
für unsere Gesellschaft noch mehr 
als bisher anerkaunt wird. 
Eine wichtige Aufgabe kommt da­
bei den Vereinen, den Verbänden 

und dem Landessportbund Hes­
sen zu. Für die CDU Hessen sind 
Unabhängigkeit.und freie Selbst­
verantwortung ·des Sportes 
Grundsätze partnerschaftlicher 
Sportpolitik Aus diesem Grund 
darf der Anteil an cjen Überschüs­
sen der Sportwetten nicht angeta- · 
stet werden. Die finanzielle und 
administrative Förderung . des 
Sports durch den Staat erfolgt 
weitgehend ohne Eingriffe der öf­
fentlichen Hand in die Organi­
sationskompetenz des. Sports. 
Sportvereine, die weitgehend eh­
renamtliche Aufgaben in freier 
Selbstverwaltung erfüllen, wirken 
mtegnerend und smd wesentliche 
Teile kommunaler Kultur. Ihre Ar­
beit dient dem Allgemeinwohl 
und hat daher Anspruch auf öf­
fentliche Förderung. Die CDU 
Hessen wird sich dafür einsetzen, 
daß der Behindertensport beson, 
dere Beachtung fmdet. 
Die Sportbewegung bietet Vielfalt 
in der Einheit. Ein wesentliches 
Merkmal ist der Leistungsgedan­
ke. Dies gilt für die individµelle 
Leistung ebenso wie für. die abso­
lute Spitzenleistung. Der Breiten­
spo.rt ist die Grundlage, die Ange-

-llote-füralleBürgeririnell. riri.C!Büi~ 
ger bieten soll, um ihnen einen Zu­
gang zu den vielfältigen Angebo­
ten des Sports zu eröffuen. Der 
Sr,itzensport regt mit seiner Vor­
bildfunktion zur sportlichen Betä­
tigung an. Daher muß sich die öf­
fentliche Förderung an alle Facet­
ten des Sports wenden. Die viel­
fültigen Angebote der Vereine im 
Bereich der kindgerechten Bewe-

. gungserziehung sind· durch ·flan­
kierende Maßnahmen im Kinder­
garten und in der Grundschule zu 
nnterstützen. In dieser Alterssttrfe 

· müssen die Freude an der Bewe­
gung_ geweckt und die Grundlagen 
für em lebenslanges Sporttteiben 
gelegt werden. Für Sportwillige 
muß ein breitgefächertes Angebot 
~eckmäßiger Sportstätten mög, 
hchst m Wohnortnähe erreichbar 
sein. Die CDU Hessen wird sich 
für zügige Genehrnigung~verfah-

ren im Sportstättenbau einsetzen. 
Aus öffentlichen Mitteln finan­
zierte Sportanlagen sollen prinzi­
piell kostenlos genutzt werden 
können. Vereinseigener Sportstät­
tenbau muß durch Zuschüsse für 
Investitionen und die Folgekosten · 
nnterstützt werden. 

8. Neue Akzente 
in der 
Umweltpolitik 
Deutschland hat im Umwelt­
schutz einen Spitzenplatz in Euro­
pa und in der Welt. Dermoch bleibt · 
noch viel zuttm Das gilt vor allem 
m Hessen, wo in nur vier Jahren 
die Umweltpolitik zu rot,grüner 
Verhinderungspolitik verkommen 
ist Dringend notwendige Ent­
scheidungen wurden auf die lange · 
Bank geschoben. Langfristige 
Entsorgungskonzepte · ·fehlen, 
Sonderabfälle werden entgegen 
ursprünglicher Programme immer 
noch ohne eine geregelte Ver­
bundlösnng außerhalb Hessens 
verbracht. Statt Probleme zu lö­
sen, wird Hessen mit Sondersteu­
ern wie Sonderabfall- nnd Grund-· 
wasserabgabe ineine Insellage ge-

drängt, die den Industriestandort 
Hessen gefährden, ohne daß für 
die Umwelt etwas gewonnen wä­
re. Hessische Unternehmen haben 
dadurch erhebliche Wettbewerbs­
nachteile erlitten; die den Verlust 
von Arbeiisplätzen nach sich ge• 
zogen haben oder noch ziehen 
werden. Modeme Energiekonzep­
te blieb die rot-grüne Regierung 
schuldig. Sie gefährdete statt des­
sen durch ihre Blockadepolitik 
Arbeitsplätze nnd diskriminierte 
den wichtigen En~eträger 
Kemktaft. 
Die CDU ist überzeugt, daß nur 
die in der Vergangenheit so erfolg­
reiche marktwirtschaftliche Ord­
nnng die Veränderungen unserer 
Produktions- und Lebensweise be­
wirken kann, die Wohlstand nnd 
Umweltschutz als Einheit ermög­
lichen. 
Der Staat muß Bürgern und Indu­
strie verläßliche Umweltschutz- · 
ziele vorgeben Der giinstigste 
Weg zli diesen Zielen muß durch 
den Wettbewerb gefunden wer­
den. So nutzen wir die überlegene 
Leistuni;s- und Innovationskraft 
der sozialen Marktwirtschaft für 
den Umweltschutz. Besondere 
Bedeutung für den Umweltschutz 
kommt der mittelständischen In- . 
dustrie zu. Eine berechenbare Po­
litik freiwilliger Vereinbarungen 
nnd langfristiger Perspektiven 
zwischen Regierung· und Wirt­
schaft haben Vorrang vor einer Po­
litik der Unübersichtlichkeit nnd 
Kurzsichtigkeit auf der Grundlage 
fortwährend wechselnder Geset­
ze, Verordnungen und Erlasse. Die 
CDU erteilt allen Tendenzen zu­
nehmender J;lürokratisierung und 
zunehmendem Dirigismus in der 
Umweltpolitik eine klare Absage. 
Eine CDU-geführte Landesregie­
rung ·wird sich viehnehr für die 
Deregulierung, für. die Vereinfa' 
chung und für die Beschleunigung 
von Genehmigungsverfahren in 
diesem Bereich einsetzen. Darü­
b~r hinaus soll die Umweltfor­
schung stärker als bisher gefördert 
werden. 
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- Der sparsame Umgang mit den 
Ressourcen Wasser, Boden und 
oberflächennahen Lagerstätten 
sind für die zukünftige Umweltpo­
litik von zentraler Bedeutung. 

Wasserwirtschaft 

Eine CDU-geführte Landesregie- · 
rnng wird . 
- zusätzlich die Wasseranreiche­

rnng durch die Infiltration von 
Oberflächenwasser vor­
antreiben und ausbauen. 

- künftig durch moderne Wasser­
aufbereitungsanlagen die Was­
serversorgung vor ,Ulem im südC· 
hessischen Ballungsraum si­
chern. 

- eine Standortplariung für Trink­
wasserreservoire aus. ·Oberflä­
chenwasser (Talsperren) einlei­
ten. 

Besondere Bedeutung konunt 
auch den Wassersparrnailnahmen 
in Haushalten und Unternehmen 
zu. Die Landesregiernng muß da­
für sorgen, daß jedermann bewußt 
wird, daß Wassersparen - bei- . 
spielsweise durch den Einbau von 
separaten Wasserzählern, Brauch­
wassersystemen oder Anlagen zur 
Verwendung von Regenwasser im 
Garten - auch finanziell attraktiv 
ist. 1 

Durch ein Aktionsprogramm 
„Grnndwasserschäden Hessi­
sche_s Ried"und„Ökologische Sa­
rnernng des Vogelsberges" müs­
sen Land, Konununen und Was­
serversorgnngsunternehrnen ge­
meinsam für die Bürger der betrof­
fenen Regionen unbürokratische 
Schadensersatzregelungen schaf­
fen _und die ökologischen Schäden 
sameren. Dazu gehört _ein ausrei­
chender Finanziernngsfonds, der 
durch die Wasserverkäufe it! der 
Fernversorgung finanZiert wird. 

Abfallwirtschaft . 

In der AbfalJentsorgnng müssen 
Verbundlösungen stärker in den 
Mittelpunkt rücken. Der Abfall­
entsorgungsplan Hessen muß den 
„Technischen Anleitungen Sied­
lungsabfall" angepaßt werden. 
Die herkömmliche Form der De­
poniernng ist umweltpolitisch 
nicht mehr sinnvoll, weil neue um­
weltverträgliche technische Ver­
fahren zur Abfallbeseitignng. zur 
Verfügnng stehen, die zur Scho­
nung wertvollen Deponieraums 
führen. Die _CDU Hessen tritt 

nachdrücklich für die Getrennt­
sannnlung von Wertstoffen ein 
und unterstützt die Initiativen der 
Wirtschaft wie das Duale System 
Deutschland. 
Die CDU tritt dafür ein, licht wie­
derverwertbare Abfallstoffe ther­
misch zu behandeln. Die thermi­
sche Verwertung _der Restabfälle 
unter Ausnutzung der vorhande­
nen Energiepotentiale bedeutet . 
gleichzeitig die Vernichtung von 
Schadstoffen. Die CDU Hessen 
tritt für Entsorgungswege ein, die 
landkreisübergreifend sind. Die 
Konzeption der CDU Hessen 
sieht therrllische Verwertungsan­
lagen für Nordhessen (Borken), 
Mittelhessen (Wetterau und ein 
weiterer Standort), Südhessen 
(Bergstraße), Westhessen (Wies­
baden/Mainz) vor. Unser Ziel ist 
es, -alle nicht mehr verwertbaren 
Reste durch eine moderne und 
umweltfreundliche Hochtempera­
turverbrennung vollständig in ver­
wertbare Stoffe umzuwandeln und 
bisher übliche Hausmülldeponien 
überhaupt zu vermeiden. Die nach 
der Hochtemperaturverbrennung 
anfallenden ,Schlacken' geben 
weder an_~en Boden, die Luft oder 
das Wasser Schadstoffe m relevan­
ter Menge ab und können deshalb 
wiederverwertet werden. Rest­
mülldeponien sind dann nur noch 
als Reserve für Notfälle erforder­
lich. Die CDU Hessen tritt für 
einen Ausgleich der Belastungen 
ein, die Standortgemeinden von 
therrllischen Verwertungsanlagen 
oder einer Deponie erfahren. Um 
die Akzeptanz für eine Abfallent­
sorgnngsanlage zu erhöhen, wird 
eine CDU-geführte Landesregie­
rung ein Konzept erstellen, das 
vor Ort ausgleichende Maßnah­
men wie z. B. eine Reduzierung 
von Abfallgebühren oder zusätzli­
cher infrastruktureller Maßnah- · 
men vorsieht 
Auch in der Sonderabfallentsor­
gung sind Veroundlösungen anzu­
streben, z. B. auch mit benachbar­
ten Bundesländern. Auf diesem 
Wege können bestehende Entsor­
gnngsanlagen in . angrenzenden 
Bundesländern oder in Hessen 
(Biebesheim) sinnvoll ausgenutzt 
werden. Die CDU Hessen hält 
eine sichere obertägige Sonderab­
fa)ldeponie für notwendig. Wir 
treten dafür ein, daß das Land sich 
als Gesellschafter aus der Hessi­
schen Industriemüll_ GmbH, die 
für die Sonderabfallentsorgnng 
zuständig ist, zurückzieht und den 
industriellen Anteilseignern die 
Federführung überläßt. Wir wer­

. den zu einer Kooperation mit der 
Industrie bei der Altlastenfinan­
ziernng zurückkehren. 

Boden, Luft und Lärm 

Der Bodenschutz wird verstärkt. 
Unsere Böden sind neben Flä~ 

chenversiegelung und Erosion 
einer Vielzahl von Belastungen 
ausgesetzt. Mit dem Aufbau eines 
Bodeninformationssystems wird 
ein wichtiger Beitrag zu eiher wir­
kungsvollen._ Bodenschutzpolitik 
geleistet. Eine Versiegelung von 
Plachen sollte dort, wo dies mög­
lich ist, vermieden werden. Stär­
ker wasserdurchlässige Bodenbe­
läge sollten nach Möglichkeit Ver­
wendung finden. _ · 
Dem Konzept gegen den Lärm 
messen wir besondere Bedeutung 
zu. Deshalb werden wir durch : 
MaßnahriJ.eri. des aktiven und pas­
siven Lärmschutzes (z. B. durch 
Umgehungsstraßen). Lärm ver­
meiden oder dämpfen. 

Umweltli>ewußte 
Energienutzung 

Um Beiträge zur Luftreinhaltung 
und damit auch zum Schutz der 
Erdatmosphäre zu leisten, wird 
eme CDU-geführte Landesregie­
rnng Maßnahmen zur sparsame-

- ren. und wirkungsvolleren Ener­
. - gienutzung fördern. Dazu gehört 

die verstärkte Information der Ver­
braucher über Energieeinspar­
maßnahmen in privaten Haushal­
ten und Gewerbebetrieben, die zu­
sammen mit den Erlergieversor­
gnngsunternehmen und den Kam­
mern. durchgeführt werden. Bei­
spielhafte Modellprojekte zur Ein­
sparung von Heizenergie und zur 
Verwendung von Biomasse als 
Energiequelle werden gefördert. 
Um verkehrsbedingte Schadstoff­
ausstöße zu verringern, kommt 
neben dem Ausbau der Bundes­
und Landesstraßen zur Vermei­
dung .von Staus dem Ausbau des 
öffentlichen Personennahverkehrs 
große Bedeutung zu. Die CDU 
will durch ein attraktives ÖPNV­
AngebotAutofahrern eine realisti' 
sehe Alternative für den freiwilli­
gen Umstieg bieten. Darüber hin­
aus wollen wir die Luftqualität in · 
Ballungsgebieten und Städten da­
durch verbessern, daß bevorzugt 
Fahrzeuge eingesetzt werden, de­
ren Schadstoff-Emissionen beson­
ders gering sind und die Anschaf­
fung von Elektrofahrzeugen durch 
Private gefördert wird, Durch die­
se Fördernngsoll auch ein Anstoß 
zu einer kostengünstigeren Groß­
serienprodnktion von Elektrofahr-

-zeugen gegeben werden. Darüber 
hinaus wollen Wir dabei helfen, 
daß das Angebot an Bio-Diesel er­
weitert: wild: 

1 • 
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Schutz der Natur· 

· Ziel unserer Naturs~hutzpolitik ist 
die Sicherung und Entwicklung 
der Natur- und Kulturlandschaft 
als Lebensraum für Menschen 
urtd für alle anderen Lebewesen-in 

·, ihrer ganzen Vielfalt. 
. Ein verbesserter Schutz der Natµr 

auf größerer Fläche entspricht den 
Leitlinien der Naturschutzpolitik 
der .CDU Hessen. Bei uns haben 
großfläcbige naturnahe Struktu-

• ren in einer Kulturlandschaft Vor­
rang vor einem rigorosen- Reser­
vatsc\enken mi.t willkürlichen Pro­
zentsatz-Vorgaben. ·Naturschutz 
ist zugleich Lebensraumschutz für 
Menschen, Tiere und Pflanzen. 
Effektiver Naturschntz kann nur 
erreicht werden, wenn sich der 
Mensch als Teil der Umwelt ver­
steht und sich seiner Verantwor­
tung und der Auswirkungen sei­
nes Handelns für Natur und Um-

welt bewußt ist. 
Naturschutz darf nicht zum Hebel 
für wirtschaftsfeindliche Verhin­
derungspolitik verkommen, der 
sonst seinen eigenen Ansprüchen 
nicht gerecht wird und seine Ak­
zeptanz verliert. ES· kann nicht 
allein Aufgabe des Staates sein, 
bedrohte Lebensiäume für Pflanze 
und Tier zu-schützen. Die CDU 
Hessen wird ein Hessisches Na­
turschutzgesetz verabschieden, 
das Naturschutz in Partnerschaft 
zwischen Bürgern und Bürgerin­
nen verbessert und den Natur­
schutzvon übertriebener Bürokra­
tie "und sozialistischer Gängelei 
befreit. 
Deshalb fördert die CDU ehren­
amtliches Engagement im Natur­
schutz. Sie setzt sich nach markt­
wirtschaftlichen Regeln für eine 
leistungsgerechte Honorierung 
derer em, die sich als sachkundige 
Unternelnner in Landschafts- uncl 
Biotop, Pflege engagieren. Hierfür 
muß als .vorrangig geeignetes In­
strument der Vertragsnaturschutz 
weiter ausgebaut werden. • · 
Gesetze und Verordnungen sind 
auch im Naturschutz notwendig. 
Sie können.aber persönliche Ein­
~jcli.t in seine Notwendigkeit, 
Uberzeugungsarbeit in der Sache, 
umfassende Information für die 
Bürger sowie Offenheit, Kompe­
tenz und Transparenz der Natur­
schutzVerwaltung in keinem Fall 
ersetzen. Gerade auch deshalb 
sind hohe. Anforderungen an die 
Mitarbeiter der Naturschutzbehör­
den zu stellen. 

. Dfo CDUwill die MöglfollKeitei1 
für .em · freiWllhges ökologisches 
Jahr für junge Männer und Frauen 
als Beitrag zu einem neuen . 
Grundverständnis der Beziehung 
Mensch/Umwelt verstärkt nutzen 
Die Umweltbildung an Schule~ 
und Betneben . muß intensiviert 
werden. 
Die CDU setzt sich dafür ein daß 
die naturschutzrechtliche ,,Land­
wirtschaftsklausel", nach der die 
im Sinne des Naturschutzgesetzes 
ordnungsgemäße land- und forst­
wirtschaftliche Bodennutzung 
mcht als Eingriff in Natur und 
Landschaft anzusehen lind damit 
m der Regel naturschutzbehördli­
cher Einflußnalnne nicht zugängc 
hch smd, ohne Abstriche beibe" 
halten wird. · · 
Das ist ein Beitrag sowohl zu einer 
unbürokratischen und effektiven 
Naturs_chutzverwaltung als auch 
em Beitrag zur Leistungsfähigkeit 
unserer landwirtschaftlichen Be­
triebe nicht zuletzt für die Erhal­
tung einer lebendigen Kultµrland­
schaft. 
Die CDU Hessen setzt sich dafür 
ein, daß die vom Bundesgesetzge­
ber dem Land gegebene Ermäch­
tigung genutzt wird, in jedem ein­
zelnen Fall eme Abwägung zwi­
schen Belangen des Naturschut­
zes und benötJgten Bebauungsplä­
nen durchzuführen, mit dem Ziel 
daß diese Bebauungspläne iU: 
Emvernelnnen mit dem Natur­
schutz auch aufgestellt werden 
können. Das bedeutet, daß inner­
halb von Bauleitplänen Aus­
gleichsmaßnahmen geschaffen 
werden. 

Tierschutz 

Die CDU Hessen setzt sich aktiv 
für die Bewahrung der Schöpfung 
ein. Dazu gehört auch ein verant­
wortlicher Umgang mit Tieren. 

- -- - - - - - - - --

Die Behandlung insbesondere lei- · 
· densfähiger Tiere muß ethischen 

1
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Grundsätzen .entsprechen, nach 
denen Tiere als Mitgeschöpfe an: 
erkannt sind: Die. frühere CDU­
geführte Hessische Landesregie­
rung hat bereits 1990 als erste 
Landesregierung ein umfassendes 
Programm zur Verbesserung des 
Tierschutzes beschlossen. Dem' 
gegenüber _hat die rot-grüne Re-. 
g1erung IIll Tierschutz versagt; 
Probleme wurden mcht gelöst 
sondern nur verwaltet. ' 
Eine CDU-geführte Hessische 
Landesregierung wird die von ihr 
begonnene Arbeit im Tierschutz 
fortsetzen: Durch gesetzliche Re­
gelungen und Erweiterung der 
Wrrkungsmöglichkeiten ·wird sie 
zum Tiep;chutz sowohl in Hessen 
als auch auf Bundesebene beitra­
gen, ohne berechtigte Interessen 
des Menschen zu vernachlässi­
gen. 

9. Der ländliche 
Raum hat in 
Hessen wieder 
Zukunft 
Der ländliche Raum muß auch in 
Zukunft lebenswert sein, Ländli­
che Gebiete müssen mit ihrer In­
frastruktur, ihrer Landwirtschaft; 
ihrer gewerblichen Wirtschaft und 
ihrem Dienstleistungssektor wei­
terentwickelt werden. Das Gefälle 
zwischen den hochverdichteten 
Regionen und den ländlichen Ge­
bieten darf sich nicht vergrößern. 
Hessen braucht eine leistungsfähi­
ge, marktorientierte und umwelt­
verträgliche Land- und Forstwirt­
schaft. Ziel der hessischen CDU 
ist es, durch den Erhalt einer aus­
reichenden Zahl leistungsfähiger 
landwirtschaftlicher Betriebe in 
allen Regionen .· den Erhalt der 
Kulturlandschaft zusanrrnen mit 
den Landwirten sicherzustellen. 
Hierzu gehört auch die Förderung 
und der gezielte Ausbau dieser 
Betriebe. · · 
Untyr der rot-grünen Landesregie­
rung wmden die Anliegen der 
l,:andwirte und der Bürger im 
landlichen Raum vernachlässigt. 
Dies kommt auch ih der Aufblä­
hung des Landwirtschaftsministe­
riums zu einem umfassenden Pla­
nun15s- und Wohnungsbaumini­
stenum zum Ausdruck. Statt Ko­
operation mit den Lilndwirten 
wmde vo.n Rot-Grün deren Bevor­
mundung und Besserwisserei be­
trieben. Selbst finanzielle Aus­
gleichsleistungen, die · wie der 
Mehrwertsteuerausgleich in ande­
ren Bundesländern gezahlt wmde, 
wurden den hessischen Landwir' 
ten vorenthalten. 

Zukünftige Agrarpolitik 

Die CDU Hessen ist Anwalt der 
Bauern. Sie wird Strukturen 
schaffen, die entwicklungsfähige 
landwirtschaftliche Betriebe er­
halten. Dazu gehört eine verbes­
serte Aus- und Weiterbildung, die 
EITlllchtung einer effizienten Be­
ratung für alle landwirtschaftli­
chen Betriebe, die Verbesserung 
der Rahmenbedingungen im För­
derbereich und die Verbesserung 
der Vermarktungsmöglichkeiten 
z. B. durch die Förderung der Di­
rektvermarktung Oder der Schaf­
fung von Märkten für nachwach-



sende Rohstoffe. Die CDU will 
durch den Erhalt einer ausreichen­
den Zahl leistungsfähiger land­
wirtschaftlicher Betriebe in allen 
Regionen die Erhaltung der Kul­
turlandschaft sicherstellen. Dazu 
gehören Einkommensübertra­
gung für Betriebe auf Grenzstand' 
orten, die Entlohnung für Pflege 
von Biotopen und schützenswerte 
Flächen durch Landwirte oder die 
Föi:derung der freiwilligen Land­
schaftspflege, z.B. auch die Aus­
weitung des Instrumentes de.s Ver, 
tragsnaturschutzes. 
Die CDU Hessen will zur Siche­
rung des ländlichen Raumes vor­
handene Betriebe · unterstützen, 
die Ansiedlung von Gewerbebe­
trieben und die ,Nutzung heimi­
scher Ressourcen fördern und Pro­
duktinnovation und Vermark­
tungsstrategien anregen. Dazu ge­
hören auch die Sicherung und Ent­
wicklung von Infrastruktur- und 
Versorgungseinrichtungen auf 

· dem Lande und die Förderung und 
Pflege der kulturellen Angebote 
und des dörflichen Brauchtums 
der ländlichen Regionen. 
Die CDU wird sich durch Unter­
stützung von gezielten Marketing­
maßnalunen dafür einsetzen, daß 
bei den Verbrauchern in •zuneh­
mendem Maße das Interesse an 
marktnah erzeugten gesunden 
Nahrungsmitteln aus Hessen 'ge­
weckt wird. Die Produktion nach 
integriertem Anbauverfahren, 
tierartgerechten Haltungsformen, 
die Förderung kurzer Transport­
wege für Vieh und· Lebensmittel 
sowie die schonende Be- und Ver­
arbeitung dienen gleichermaßen 
den Verbrauchern wie der Umwelt 
und dem Naturschutz. Wir wollen 
regionale Schlachthöfüsoweitwie 
möglich erllalten. • 
Die CDU wii:d die Möglichkeiten 
der Verwertung nachwachsender 
Rohstoffe erweitern und fördern. 

Fremdenverkehr 

Der Fremdenverkehr nimmt in 
Hessen neben dem bedeutenden 
Städtetourismus vor allem im 
ländlichen Raum eine starke Posi~ 
tion ein. Die waldreiche Mittelge­
birgslandschaft, die Hessen prägt, 
stellt ein großes Potential für deut, 
sehe und ausländische Gäste dar. 

Dies wird. noch begünstigt .durch 
die zentrale Lage He'ißens m der 
Bundesrepublik Deutschland. . 
Unter der rot-grünen Regierung ist 
sowohl die Zahl der Inländer- wie 
auch der Ausländerübernachtun­
gen seit 1991 kontinuierlich. ge­
sunken. Stetig gestiegen ist jedoch 
der Verwaltungsaufwand des Hes­
sischen Fremdenverkehrsverban­
des der zwar als eingetragener 
Ve;ein geführt wird, allerdings 
weit davon entfernt ist; pnvatwlrt­
schaftlich und damit effizient zu 
arbeiten. Das Vorhaben der Um­
wandlung des HFV in e.ine unab­
hängige private Marketmggesell­
schaft wurde - trotz Vorgabe -
nicht realisiert. · 
Die CDU wird dieses Vorhaben 
endlich in die Tat umsetzen, um 
schnellstmöglich Hessen als mo­
dernes und gasifreundliches Ur­
laubsland zu präsentieren. Dazu 
gehört . auch die Neugestaltung 

. und Neufassung der Fremdenver-
kehrsregionen nach geogra­
phisch-wirtschaftlichen .Gesichts­
punkten und nicht, wie bisher, 
nach politischen Gebietsabgren­
zungen. Es muß ein Landesent­
wicklungsplan für den Fremden­
verkehr erstellt werden. 
Schwerpunkte des ·Hessischen 
Fremdenverkehrs stellen die 32 
Heilbäder und Kurorte dar, die - · 
in der Regel in strukturschwachen 
Gebieten gelegen - immerhin 
fast die Hälfte des Hessischen 
Fremdenverkehrs bewältigen .. 
Rund 100.000 Arbeitsplätze smd 
in den Heilbädern und Kurorten m 
Hessen vom Fremdenverkehr di­
rekt abhängig. 

Forstpolitik 

Hessen ist eines der waldreichsten 
Bundesländer. Unser Wald prägt 
unsere Landschaft. Er ist unent­
behrlicher Bestandteil eines ge­
sunden Le,bensraums. Konse­
quentes Handeln zur Stabilisie­
rµng der Forstwirtschaft und des 
Ökosystems Wald sind daher ge­
boten. Die Erhaltung des Wij)des . 
ist nicht nur für das. gesamte Oko­
system von Bedeutung, sondern 
auch wegyn der Schutz-, Nutz­
und Erholungsfunktion für die B.e­
völkerung unverzichtbar. Wald ist 
nicht .nur ein weitgehend unbela­
steter Lebensraum:, sondern ·zu­
gleich auch ein Wirtschaftsraum 

. -mit wachsender Bedeutung, der. 
Arbeitsplätze im Wald und. der 
holzverarbeitenden Industrie si­
chert. 
Die CDU Hessen tritt dafür ein, 
daß Holz als nachwachsender und 
umweltfreundlicher Rohstoff und 
Energieträger im privaten, öffent­
lichen und industriellen Bereich 
seine Marktchancen. nutzen kann. 
Durch die Verwendung des nach­
wachsenden Rohstoffes Holz kann 
ein Beitrag zur C02-Entlastung 
geleistet werden. 
Durch Waldbau aufstandörtlicher 
Grundlage wii:d die nacbhaltige 
Produktion des nachwachsenden 
Rohstoffes Holz auch in Zukunft 
gesichert. Die CDU Hessen setzt 
sich dafür ein, daß Forstbetriebe 
wirtschaftlich gesunden sowie öf­
fentliche Auflagen und Restriktio­
nen abgebaut werden. Wald darf 

·nicht· zum Zuschußbetrieb ver­
kommen. Ein Wald, der nichts 
wert ist und keine Wertschöpfimg 
ermöglicht, hat auch keine Akzep­
tanz bei der Bevölkerung. Die Fi­
nanzkraft der Forstbetriebe muß 
deshalb gestärkt und das Ziel der 
nachhaltigen HolZproduktion stär­
ker als bisher in den Vordergrund 
gestellt werden. Nachhaltig und 
naturnah betriebene multifunktio­

. nale Forstwirtschaft ist ein Beitrag 
zum Naturschutz und wird in die­
sem Sinne als ordnungsgemäß be-
trachtet. · 

Weinbau in Hessen 

Der Rheingau und die Hessische 
Bergstraße sind Lands'chaften, die 
vom Weinbau nachhaltig geprägt 
werden. Ein weiterer Rückzug des 

· Weinbaus Würde die Eigenart und 
den Reiz dieser Landschaften ne-

. gativ beeinträchtigen.. . . 
Ziel der hessischen CDU ist es, 
eine Betriebsstruktur zu unterstüt­
zen-illid zu fördern~ die trotz mas­
siven wirtschaftlichen Drucks aus 
Brüssel dem Weinbau auch für die 
nachfolgenden Generationen eine 
wirtschaftlich sinnvolle Perspekti­
ve eröffnet. Eine CDU-geführte. 
Landesregierung wird vermeidba­
re bürokratische Belastungen von 
den Betrieben fernhalten, die Ab­
wassyrproblematik für die Betrie­
be entschärfen und die Infrastruk­
tur verbessern, die zu einer Erhö-__ 
hung des Direktvermarktungsan­
teils benötigt wird. Die CDU lehnt 
die Pläne zur Novellierung der 

· Grundweinmarktordnung genau­
so wie das. Kontrollzeichen .und 
weitere Eingriffe in die Weiner­
z~ugung ab'. 

• • 



10. Hessen 
gewinnt durch 
Europa 
Die Integration Europas schreitet 
weiter voran. Hessen geWinnt 
durch Europa-nicht nur in wirt­
schaftlicher Hinsicht. Die Größe 
des innereuropäischen Handels, 
die Verkehrsströme zwischen den 
EU-Ländern und die immer enger 
werdenden Be~ehungen zwi­
schen den Menschen tragen auch 
dazu bei, daß Hessen ein weltoffe­
nes, aufgeschlossenes und moder­
nes Land ist. In Zukunft wird es 
auch in der Landespolitik inuner 
mehr dafum gehen, die europäi­
schen Dimensionen jeder Ent­
scheidung von Anfang an zu be" 
rücksichtigen. 
Wir werden deshalb 
- die Interessenwahrnehmung. 

Hessens in Europa konsequent 
verbessern. Dazu gehört die 
vel'Stärkte Einbindung des hes­
sischen Europabüros in landes­
politische Entscheidungen ge­
nauso wie die verstärkte Wahr­
nehmung hessischer Interessen 
im neu eingerichteten Europä­
ischen Ausschuß der Regionen, 
in dem Hessen Sitz und Stinune 
hat. 

- bei der Formulierung nationaler 
Positionen hessische Interessen· 
über. den Bundesrat verstärken. · 
Wir werden auch hier die Blok­
kadepolitik der rot-grünen Lan­
desregierung beenden, um 
durch konstruktive Mitarbeit im 
Bundesrat Hessen , vor­
anzubringen. 

Es geht auch darum, die vorhande­
ne hessische Infrastruktur noch fe­
ster in die jetzt entstehenden.euro­
päischen Netze, sei es des Ver-

, kehrs, des Datenaustauschs, der 
Ausbildung oder der öffentlichen 
und privaten Forschungsinstitutio­
nen, einzubinden. Dies ist eine 
Voraussetzung dafür; daß Hessen 
seine großen Chancen wieder nut­
zen kanu. 

LI 
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